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Liebe JuLis,

 

mit der Landesvertreterversammlung der FDP Schleswig-Holstein am 15.11. liegt ein
Ereignis zurück, das uns in den vergangen Wochen besondere Energie gekostet hat.
Leider wurde der von uns angestrebte Platz 2 der Landesliste verpasst, dafür aber mit
Platz 3 das Minimalziel mit einem starken Ergebnis erreicht. Es heißt nun für uns umso
mehr, im nächsten Jahr einen engagierten Wahlkampf zu führen, damit das Ergebnis der
FDP so gut wird, dass drei FDP-Abgeordnete - und damit zum ersten mal ein JuLi-
Abgeordneter aus Schleswig-Holstein - das Ticket nach Berlin ziehen können.

Wir möchten auf diesem Weg allen Unterstützern danken, viele Julis haben sich in ihren
Kreisen für unsere Kandidatur eingesetzt und sicher nicht immer ungeteilte Sympathie von
den Parteifreunden für unseren Erneuerungskurs erhalten. Unser Ziel ist es weiterhin, der
FDP Schleswig-Holstein zu einem hervorragenden Landesergebnis zu verhelfen, damit wir
diesmal tatsächlich drei Abgeordnete stellen. Wir zählen dabei weiter auf Eure
Unterstützung und Euer Engagement! 

 

Viele Grüße

Patrick und Sebastian 

( weiter geht es auf der Seite 20-23)
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Grußworte unseres 
Landesvorsitzenden 

Liebe JuLis, liebe Interessierte,

derzeit bricht in den großen Koalitionen in Bund und Land – dass haben nicht zuletzt die Reaktionen auf das
Ergebnis  der  Landtagswahl  in  Bayern  gezeigt  -  erkennbar  der  Wahlkampf  aus.  Mit  dem  xten
Parteivorsitzendenwechsel  der  SPD  in  den  letzten  10  Jahren  und  der  Nominierung  von  Frank  Walter
Steinmeier sitzen nun die engsten Rivalen um den Einzug ins Kanzleramt, Merkel und Steinmeier, in der
Bundesregierung zusammen und versuchen, unser Land noch ein Jahr gemeinsam zu regieren. Nicht viel
anders  sieht  es  auf  Landesebene aus.  Der  frisch gewählte Spitzenkandidat  der  SPD für die kommende
Landtagswahl Ralf Stegner verkündet schon jetzt, zwar im Vergleich zu seiner Kollegin Ypsilanti immerhin vor
der Wahl, aber dennoch erschreckend, dass er sich eine Koalition mit der Linkspartei vorstellen könne.

Unter diesen Regierungen bleiben die Aussichten also mehr als finster. Ein Grund mehr für uns, schon jetzt
die Vorbereitungen für die drei in den nächsten gut  1 ½ Jahren auf uns zukommenden Wahlkämpfe auf
Hochdruck zu betreiben. Mit den Neugründungen der Kreisverbände Ostholstein, Steinburg und Schleswig-
Flensburg in diesem Jahr, sind die Jungen Liberalen nun wieder in 13 der 15 Kreise in Schleswig-Holstein
vertreten.  Ich bin optimistisch, dass wir  dies bis zum nächsten Jahr zu einer flächendeckenden Präsenz
ausbauen können, damit junge Menschen bei den anstehenden Europa-, Bundestags- und Landtagswahlen
vor Ort Ansprechpartner für eine liberale Alternative zu der Stillstandspolitik der großen Koalitionen geboten
bekommen. 

In  diesem  Sinne  steht,  neben  der  Ausarbeitung  einer  Kampagne  durch  den  Landesvorstand,  auch  die
Überarbeitung unseres Grundsatzprogrammes. Hierfür haben wir uns im Juli alle gemeinsam im Rahmen
unseres  Sommerseminars  zusammengefunden  und  sind  zu  guten  Ergebnissen  gekommen.  In  den
kommenden Monaten möchten wir  weiterhin mit euch über  unser  Grundsatzprogramm diskutieren, wofür
unser Arbeitskreis Programmatik den richtigen Rahmen bietet. Hinsichtlich der kommenden Bundestagswahl
ebenso  bedeutend  ist  die  Unterstützung  unseres  JuLi-Spitzenkandidaten  Sebastian  Blumenthal  für  die
Listenaufstellung  zur  Bundestagswahl  2009.  Der  Landesvorstand  unterstützt  Sebastian,  der  auf  dem  im
September  veranstalteten,  sehr  gut  besuchten  Landeskongress  ohne  Gegenstimme  zu  unserem
Spitzenkandidaten gewählt wurde.

 Viel Spaß wünsche ich euch beim Lesen dieser Liberty-Ausgabe und möchte allen danken, die an diesem
Liberty mitgearbeitet haben. Ich freue mich, euch bei nächster Gelegenheit wieder zu treffen;  wir sehen uns
bei unserem diesjährigen Winterseminar am 13. und 14. Dezember.

Euer  
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„Bildung  ist  das  höchste  Gut“  und  „Bildung  ist  die
einzige dauerhafte Ressource, die Deutschland hat.“
Wie oft hören wir es von Politikern jeder Couleur? 

Nun  hat  Bundeskanzlerin  Merkel  sogar  die
„Bildungsrepublik Deutschland“ ausgerufen. 

Hätte man solche Aussagen nicht schon zu oft gehört
und nicht schon zu oft  festgestellt,  dass hinter den
Phrasen  wenig  Substanz  steckt,  könnte  man  fast
glauben,  die  Zukunft  unseres  Bildungssystems  sei
selbst bei den Großen Koalitionen in Bund und Land
in einigermaßen guten Händen.

Doch  so  ist  es  leider  nicht.  Bildungspolitik  wird  in
Deutschland nach wie vor als Spielplatz für Ideologen
missbraucht:  Gesamtschule,  Gemeinschaftsschule,
Gymnasium,  Realschule,  Hauptschule,
Regionalschule, Sonderschule, Bildungszentren; über
die Frage,  welche Schulstruktur  die beste  ist,  lässt
sich  mit  ideologischen  Scheuklappen  wunderbar
diskutieren  und  dies  betreiben  die  Bildungspolitiker
mit Vorliebe.

Andere Fragen hingegen geraten hierbei leider immer
in  den Hintergrund:  Haben wir  genug Lehrer? Sind
Schulen  mit  ausreichend  finanziellen  Mitteln
ausgestattet?  Wird  jeder  Schüler  nach  seinen
Fähigkeiten individuell gefördert?

Es  werden  Reformen  zum  Selbstzweck  gemacht.
Das  schleswig-holsteinische  Schulgesetz  ist  ein
Paradebeispiel;  ein  Kuddelmuddel  aus
Gemeinschafts- und Regionalschule, nur damit CDU
und  SPD  wie  zwei  zankende  Kinder  an  ihrem
Spielzeug  festhalten  und  gleichzeitig  etwas
vorweisen können.    

Es  ist  ein  weiterer  Beweis  dafür,  dass  das  Thema
Bildung  in  Deutschland  für  Sonntagsreden  gut  zu
gebrauchen  ist,  in  der  praktischen  Umsetzung
hingegen  Reformen  gemacht  werden,  die  Geld
kosten,  aber  nicht  an  der  Wurzel  der  Probleme
anpacken.  Und  sei  dieser  Umstand  nicht  schon
genug, nein, die Landesregierung versucht sich auch
noch um die Kosten der Reform zu drücken und will
den Kommunen 100 bis  200 Millionen Euro für  die
Umsetzung des neuen Schulgesetzes aufbürden.

Nach  den  Ergebnissen  der  PISA-Studie  und  dem
OECD-Bildungsbericht  aus  dem  letzten  Jahr  macht
auch der aktuelle OECD-Bildungsbericht deutlich, wo
die wahren Probleme im  deutschen Bildungswesen
liegen: Die Anzahl an Abiturienten und Studenten ist
in  Deutschland  im  internationalen  Vergleich  zu

gering.  Die  Anzahl  der  Hoch-  und
Fachhochschulabsolventen stieg von 2000 bis 2006
in Deutschland von 18 auf 21 Prozent an, im OECD-
Durschnitt aber von 28 auf 37 Prozent deutlich mehr.
Insgesamt  studieren  nur  35  Prozent  eines
Jahrganges.  Eklatant  ist  dabei  außerdem  der
Ingenieur- und Lehrermangel. 

Diese  Statistik  wird  noch  eindrucksvoller  durch  die
Feststellung,  dass  weniger  Akademiker  als  in
Deutschland  nur  noch  in  drei  OECD-Staaten
ausgebildet werden: in der Tschechischen Republik,
Österreich und der Türkei.

Wie  bedeutend  die  „einzige  dauerhafte  Ressource
Deutschlands“ den Verantwortlichen in unserem Land
also wirklich ist, lässt sich kaum besser beschreiben. 

 Deutliches  Anzeichen  für  die  immer  noch  nicht
erkannte  Bedeutung  der  Bildungspolitik  in
Deutschland ist außerdem, dass die Bundesrepublik
(die  Forschung  ausgenommen)  pro  Studierenden
weniger als den Durchschnitt der Industrieländer und
nicht  einmal  die  Hälfte  des  Betrags,  den  die  USA
ausgibt, aufwendet. 

Es ist also offensichtlich, wie die Probleme angepackt
werden müssen. Mehr Geld ist gefragt!

Insgesamt  stellte  der  OECD  Bildungsbericht  fest,
dass  der  Anteil  der  Bildungsausgaben  an  den
Gesamtausgaben  der  öffentlichen  Hand  im  OECD-
Durchschnitt im Zeitraum von 2000 bis 2005 von 12,8
auf 13,2 Prozent stieg, in Deutschland allerdings von
9,9 auf 9,7 gesunken ist. 

Man  könnte  es  kurzfassen:  Die  Finanzierung  des
deutschen Bildungswesens ist mangelhaft.

 Schleswig-Holsteins  Bildungsministerin  Erdsiek-
Rave  hat  darauf  natürlich  sofort  eine  Antwort:  Sie
fordert  die  "Qualitäts-Offensive".  Am  sinnvollsten
wäre es wohl, wenn sie damit in der Landesregierung
Schleswig-Holstein beginnen würde. 

Und  dabei  könnten  wir  uns  zukünftige  Probleme
durch  eine  vernünftige  Bildungspolitik  vom  Leibe
halten. Nur eine langfristige Sichtweise ist leider im
politischen Tagesgeschehen oftmals zu viel verlangt.

Denn Bildung stellt in der Tat den Schlüssel zu vielen
unsere  Gesellschaft  betreffenden  Problemen  dar.
Eine gute Bildungspolitik  ist  das beste Mittel  gegen
das  Auseinanderklaffen  unserer  Gesellschaft.  Und
zwar  ein  Mittel,  welches  Probleme an  der  Wurzel
packt,  welches  Ursachen  bekämpft  und  nicht  wie
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steuerliche  Umverteilungspolitik  eine  künstliche
Gleichheit  produzieren  will  und  dabei  vergisst,  den
Kern der Probleme zu bekämpfen.

Eine  gute  Bildungspolitik  ist  aber  auch  die  beste
Wirtschafts-  und  Arbeitsmarktpolitik.  Der  Ruf  vieler
Unternehmer  nach  besseren,  qualifizierteren
Arbeitskräften  wird  immer  größer.  Die  höchsten
Arbeitslosenzahlen  liegen  im  Niedriglohnsektor.  Wir
müssen unsere Jugend also so gut ausbilden, damit
sie  qualifiziert  genug  ist,  um  Jobs  im  höheren
Qualifizierungsbereich  auszuüben,  und  nicht  im
Niedriglohnbereich gefangen ist, in dem immer mehr
Stellen rationalisiert werden.

Eng  verknüpft  damit,  ist  eine  gute  Bildungspolitik
außerdem  Voraussetzung  für  Innovation  und  damit
die  Erforschung  neuer  Produkte,  die  vermarktet
werden können, was wiederum Arbeitsplätze schafft.
Bildung ermöglicht dem Menschen Perspektiven und
wirkt  somit  auch  der  Kriminalität  entgegen.  Nicht
zuletzt  ist  die  Bildung  von  Migranten  die  beste
Integrationspolitik, die gemacht werden kann.

Tatsächlich  aber  haben  Kinder  aus  Familien
ausländischer Herkunft im deutschen Bildungssystem
schlechtere  Lernchancen  als  in  anderen  Ländern,
was ebenso aus der OECD-Studie hervorgeht.

Es stellt  sich also die Frage,  bei  aller  Einsicht,  die
nahezu alle Politiker vorgeben, warum Bildungspolitik
nicht  in  den  Mittelpunkt  des  staatlichen  Handelns
rückt?

Ist  es  im  Zwang  des  politischen  Tagesgeschehens
und immer wieder anstehender Wahlen wirklich nicht
praktikabel,  langfristige  zukunftsorientierte
Maßnahmen zu treffen, deren Erfolge nicht schon vor
Ablauf einer Legislaturperiode zu erkennen sind? 

Nun  mögen  einem  Verfechter  der  Bildungs-  und
Schulpolitik unseres Landes sicher entgegen halten,
die Landesregierung habe ja mit ihrem Zukunftspaket
„Bildung, Wissenschaft und Forschung“ 120 Millionen
in  Hochschulen,  Schulen  und  Kindertagesstätten
investiert.  Dies  ist  im  Grunde  auch  nicht  verkehrt,
doch bleibt die Frage des Maßstabes: 

Denn  nicht  umsonst  hat  der  neu  konstituierte
Universitätsrat  festgestellt,  dass  Schleswig-Holstein
bei  den Ausgaben für  Wissenschaft  und Forschung
im  bundesdeutschen  Vergleich  am  untersten  Ende
stehe,  und  eine  Aufstockung  der  Landesmittel  für
Universitäten von 20 bis 25 Prozent gefordert.   

Das Investitionspaket der Landesregierung stellt, wie
die Ergebnisse der OECD-Studie und die vor kurzem
veröffentlichte  Studie  des  Instituts  der  deutschen
Wirtschaft,  welche  Schleswig-Holstein  im
Ländervergleich  der  Bildungssysteme  auf  dem
viertletzten Platz sieht, zeigen, nur einen Tropfen auf
dem  heißen  Stein  dar.  Außerdem  sind  die

Investitionen in Anbetracht des Versuchs, die Kosten
für  die  uneffektive  Schulreform  auf  die  Kommunen
abzuschieben, ein Nullsummenspiel. 

Das  ganze  Bildungssystem  braucht  mehr  Geld.  Es
muss  Schluss  damit  sein,  dass  Debatten  über
Schulstrukturen und Schultypen geführt werden, dass
Reformen  gemacht  werden,  die  Geld  kosten,  aber
wenig  effektiv  sind.  Alle  Schulen  und  Universitäten
brauchen  eine  deutlich  verbesserte  finanzielle
Ausstattung und die Freiheit, diese Mittel in eigener
Verantwortung ausgeben zu können.

Und an dieser Stelle muss auch hinterfragt werden,
ob der Staat die Bildung aus eigener Hand betreiben
muss. Es ist dringend erforderlich, dass Privatschulen
mit  einem  oft  qualitativ  höheren  Niveau  mit
staatlichen  Schulen  gleichgestellt  werden.  Ein
ausschließlich öffentlich finanziertes Bildungssystem
ist nämlich keine Garantie für Chancengleichheit. 

Es  darf  sich  nicht  damit  begnügt  werden,  ein  paar
mehr Lehrerstellen geschaffen zu haben, ohne dass
der Mangel an bestimmten Fächern gedeckt wurde.
Der  Zugang zum Lehrerberuf  in  Schleswig-Holstein
muss  für  Schüler  und  erst  recht  für  in  Schleswig-
Holstein  studierenden Lehramtsstudenten attraktiver
gemacht werden.

Schulen  müssen  außerdem,  um  eine  individuellere
Förderung jedes einzelnen Schülers gewährleisten zu
können,  die  finanziellen  Mittel  haben,  um
Sozialpädagogen,  Schulpsychologen,  Hilfslehrer  bis
hin zu Schulärzten einstellen zu können. Ebenso ist
das  Hochschulpersonal  in  Schleswig-Holstein
vergleichsweise  deutlich  unterfinanziert  und  der
Personalstab ist zu klein.  So ist keine gute Lehre zu
erreichen und Schleswig-Holstein wird im nationalen
Vergleich keine Standortvorteile erreichen können. 

 Es  ist  ein  Mentalitätswechsel  gefragt.  Die  Schule
muss  im  Leben  eines  Kindes  mehr  im  Mittelpunkt
stehen. Sie darf nicht als Zwang verstanden werden,
sondern  es  muss  vielmehr  der  Spaß  am  Lernen
vermittelt  werden.  Dabei  kommt  Lehrern  ab  der
Grundschule  eine  bedeutende  Rolle  zu.  Wenn
Bildung unabhängig von der sozialen Herkunft allen
Kindern  und  jungen  Erwachsenen  zustehen  soll,
dann darf  es  keine  Schuldzuweisungen von Seiten
der  Lehrer  hin  zu  Eltern  oder  umgekehrt  geben.
Vorwürfe  können  berechtigt  sein,  Vorwürfe  können
durch Überforderung auf beiden Seiten bedingt sein,
den Kindern helfen sie jedenfalls nicht weiter.

Andererseits sind damit Eltern, die dazu in der Lage
sind,  ihre  Kinder  positiv  auf  die  Schule  und
lebenslanges Lernen einzustellen sowie ihre Kinder
zu  unterstützen  nicht  aus  der  Verantwortung
genommen. Jeder muss seinen Teil dazu beitragen.
Es muss vielmehr jedes einzelne Kind im Mittelpunkt
stehen und individuell gefördert werden und zwar von
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frühsten  Kindheitsjahren  an,  denn  in  den  frühsten
Jahren  wird  die  Grundlage  für  spätere
Bildungserfolge gelegt.

Und an dieser Stelle müssen sich auch Liberale der
Frage  aussetzen,  ob  eine  Vorschul-  bzw.
Kindergartenpflicht  vertretbar  ist.  Besonders
erschreckend ist nämlich, dass Kindergärten gerade
von  den  Familien  am  wenigsten  in  Anspruch
genommen werden, die es am meisten nötig hätten;
nämlich Familien aus bildungsfernen Schichten und
Migrantenfamilien.  Im  Zweifel  sollten  Kinder
rechtzeitig  besonders  auf  ihre  Sprachkenntnisse
geprüft  werden,  um  über  die  zwingende
Notwendigkeit  eines  Vorschulbesuchs  zu
entscheiden.

Finanzielle Investitionen im Bildungsbereich müssen
sich  daher  zu  einem großen Teil  auf  den Vor-  und
Grundschulbereich  konzentrieren.  Vergebene
Chancen in  diesen Jahren sind zu  einem späteren
Zeitpunkt  schwer  wieder  aufzuholen.  Dazu  gehört
auch  eine  (finanzielle)  Aufwertung  des
Grundschullehrer-  und  Erzieherberufes,  sowie  eine
verstärkt  auf  die  zunehmende  Heterogenität  von
Kindergartengruppen  und  Grundschulklassen
ausgerichtete Ausbildung.

Schulen sollten,  in  der  Form von Ganztagsschulen,
gerade  für  Kinder  sozialschwacher  Familien  eine
Alternative zu Fernseher und Playstation im oft nicht
intakten  Elternhaus  bieten.  Neben
Hausaufgabenbetreuung  sind  Sportangebote  und
Angebote  im  musisch-künstlerischen  Bereich  gute
und sinnvolle Alternativen, deren Kosten im Vergleich
zum Nutzen kaum bedeutend sind.

 Wir  JuLis  sollten  eine  Lobby  für  Schüler  und
Studenten  unseres  Landes  sein.  Auch  wenn  die
Haushaltskassen  leer  sind,  müssen  wir  vor  Augen
führen, dass sie ohne Investitionen in die Zukunft, in
die, in der Tat, einzige dauerhafte Ressource unseres
Landes,  auch  langfristig  leer  bleiben  werden;
gleichzeitig  aber  eine  immer  größer  werdende
Gruppe  unserer  Gesellschaft  von  ihnen  abhängig
sein wird.

Wir  müssen  die  Chance  der  geburtenreichen
Jahrgänge nutzen und sie hoch qualifizieren. Wenn
wir diese Chance verstreichen lassen, werden wir im
Wettbewerb der Globalisierung untergehen.Wenn wir
nicht  das  nötige  Geld  in  die  Hand  nehmen,  um
unsere  Gesellschaft  höher  zu  bilden,  wird  die
selbsternannte  Bildungsrepublik  ein  ebenso  hohles
Gerüst  sein,  wie  es  eine  Bundesrepublik  ohne
Demokratie wäre.

von Patrick Löffel
Landesvorsitzender der JuLis-SH

Liberale  sind  gefragt:  Was  soll  man
tun  gegen  die  Neo-  Sozialisten  der
LINKE?
 

Wenn man
die  letzte  Kommunalwahl  verfolgt  hat,  wird  einem
etwas aufgefallen sein: Wie stark die LINKE aus dem
Stand  in  die  Schleswig-Holsteinische
Kommunalparlamente eingezogen ist. 

Nun fragt man sich: Wie kann so etwas gelingen? Na
klar,  der  SED-  Nachfolger  versammelt  viel
Protestwählerpotential  hinter  sich,  aber  kann  das
alles sein? Und vor allem, was kann man dagegen
tun? Ich bin der Meinung, dass die Linke sehr viel an
Glanz  verlieren  wird,  wenn  sie  erst  einmal
Verantwortung übernehmen muss. Das heißt, immer
wenn  sie Entscheidungen im  Parlament  trifft,  muss
sie  daran  gemessen  werden.  Denn  dann
„normalisiert“  sie  sich  und  ist  keine  klassische
Protestpartei mehr. Das mag auf kommunaler Ebene
auch gut funktionieren, da es dort keine eigentlichen
Regierungen  im  klassischen  Sinn  gibt,  aber  was
macht man auf der Landes- oder Bundesebene? 

Solange  die  LINKE keine  Regierungsverantwortung
hat,  kann  sie  immer  die  Protestpartei  spielen,  die
gegen alles und jeden, aber immer für das „Richtige“
ist.  Das Problem ist,  dass man keinem Bürger eine
Regierung mit Teilnahme der LINKEN zumuten kann.
Also  müssen  wir  als  Liberale  die  Bevölkerung
aufklären: Zeigen, was Sozialismus wirklich bedeutet
und vor allem über die alte DDR informieren. Denn
anders können wir nicht gegen die LINKE vorgehen,
das ist der einzige Weg. Und wir  müssen nur ganz
nüchtern  die  Finger  in  die  Wunden  legen  und  die
richtigen  Fragen  stellen:  „Wie  stellt  ihr  euch  den
Sozialismus vor? Den Menschen soll vorgeschrieben
werden,  wie  und  als  was  sie  zu  arbeiten  haben?
Aha.“  „Wie  wollt  ihr  die  neue  Sozialreform
finanzieren?  Ihr  wollt  die  Steuern  für  Unternehmen
auf  75%  anheben?  Aha.“  „Herr  Lafontaine,  wie
können sie  sich  als  „Mann des  Volkes“  eine  große
Villa und ein Landhaus in der Toskana leisten? Keine
Antwort?  Auch  gut.“  So  müssen  wir  vorgehen,  um
diesem Neo- Sozialismus ein Ende zu bereiten. Wie
hat  Orwell  nicht  treffend  über  den  Sozialismus  in
seinem Werk „Animal Farm“ gesagt: „Alle Tiere sind
gleich, aber einige sind gleich.“

von Tave Hoof
Kreisvorsitzender Schleswig-Flensburg
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Bei den anstehenden Landtagswahlen im
Saarland ist es nun soweit: Die Linke stellt
einen  Kandidaten  für  das  Amt  des
Ministerpräsidenten  und  hier  wiederum
schließt  sich  dann  der  Kreis,  denn  der
Kandidat war es bereits – seinerzeit noch
für eine andere Partei.

 Die zweite Karriere des Oskar Lafontaine
zeigt,  wie  empfänglich  dieses  Land  für  die
Rattenfänger-Parolen ist  und wie schnell  vergessen
wird. Angesichts der aktuellen Konstellation lohnt ein
Blick  in  die  Vergangenheit  des  Bundeslandes  und
seines ehemaligen Ministerpräsidenten.  Wir  kennen
Herrn  Lafontaine  als  selbsternannten  Retter  der
„kleinen Leute“,  einen aufrechten Streiter  für  Arbeit
und Gerechtigkeit, Frieden, Freiheit und Gleichheit für
alle.  Gerne  stellt  Lafontaine  die  ausbeuterischen
Unternehmer und all die korrupten Manager an den
Pranger, an deren Verfehlungen die ganze Nation zu
leiden  habe.  Interessant  ist  dabei  allerdings,  wie
Lafontaine  selbst  agierte,  als  er  in  der  politischen
Verantwortung war.

Die  Einschränkung des  Presserechts  zählt  offenbar
zu den legitimen Mitteln,  mit denen ein Linker vom
Format Lafontaines seine Position zu festigen sucht.
1994  verschärfte  die  SPD  Landesregierung  unter
Lafontaine das saarländische Presserecht und zwang
die  regionalen  Printmedien  zu  einer  bundesweit
einzigartigen  Ausgestaltung  im  Bereich  der
Gegendarstellung.  Demnach war  es  den Zeitungen
nicht mehr möglich, die Gegendarstellungen anderer
–  und  die  Landesregierung  handelte  hier  ganz
offenkundig  im  Einzelinteresse  des  Herrn
Ministerpräsidenten  persönlich  –  zu  kommentieren.
Sein CDU-Nachfolger Peter Müller schaffte diese Lex
Lafontaine  im  Jahre  1999  als  eine  der  ersten
Amtshandlungen wieder ab.

Interessant ist  in diesem Zusammenhang dann das
Bemühen Lafontaines, der nach seinem Rücktritt als
MP  auf  der  Suche  nach  einem  neuen  Posten
ausgerechnet bei der „Saarbrücker Zeitung“ vorstellig
wurde,  um  dort  einen  Posten  als  Aufsichtsrat  zu
ergattern. Die Verlagsgruppe Holtzbrinck winkte aber
schnell  ab,  die  Erfahrungen  mit  dem  Streiter  für
Gerechtigkeit und Freiheit waren noch schmerzhaft in
Erinnerung.

 Lafontaine selbst scheint weiter Probleme mit zuviel
Offenheit  oder  kritischer  Kommentierung zu  haben,
sofern  sich  diese  gegen  Linke  und  Gutmenschen
richtet.  Erst  letztes  Jahr  begrüßte  er  die

Entscheidung  seines
Gesinnungsgenossen  Hugo  Chavez,  in
Venezuela  einen  ihm  kritisch
eingestellten  TV  Sender  zu  schließen.
Auch  die  Einschränkung  und
Unterdrückung  der  Meinungsfreiheit  in
Kuba stellt für ihn absolut kein Problem
dar.  Dagegen  beklagen  er  und  andere

Vertreter der Linken dann im Gegenzug, die Situation
in  Kuba  werde  von  den  westlichen  Regierungen
instrumentalisiert. Hier wird dann also der Täter zum
Opfer.  Allein  dieser  Gedankengang  und  die
Argumentation  zeigt,  wie  verkommen  und  verlogen
das  Eintreten  für  Freiheit  und  Gleichheit  in  den
dogmatischen  Betonköpfen  unserer  linken
Zeitgenossen wirklich ist!

 Auch  das  Verhältnis  zum  lieben  Geld  scheint  bei
Lafontaine  nicht  ganz  frei  von  Widersprüchen  und
offenbart,  wie  unseriös  und  verlogen  dieser  Mann
sein muss, wenn er öffentlich immer wieder Manager
und Unternehmer wegen persönlicher  Bereicherung
an den Pranger stellt.

So  fiel  es  Lafontaine  sehr  schwer,  auf  eine
monatliche  Gage  von  immerhin  5.000,-  EUR  zu
verzichten, die aus einem Engagement für die BILD
Zeitung als  Kolumnist  flossen.  Als  Lafontaine  2006
seine Rückkehr in die aktive Politik ankündigte, wollte
die BILD Redaktion das Vertragsverhältnis beenden –
Lafontaine  bestand  auf  Weiterzahlung  der  Beträge,
auch ohne dafür eine Gegenleistung zu bringen. Wir
dürfen uns vorstellen, was für ein Gezeter entstände,
wenn  der  Kollege  Lafontaine  einen  Vorstand
entdeckt,  der  eigentlich  gar  nicht  arbeitet  und
dennoch  Zahlungen  erhält.  Als  Linker  steht  man
natürlich über solchen Dingen und da gelten andere
Maßstäbe.

 In einem Rechtsstreit mit der Firma Sixt, bei dem es
um  Honorarforderungen  für  die  Verwendung  eines
Fotos  von  Lafontaine  im  Rahmen  einer
Anzeigenkampagne ging,  bot  Sixt  dem umtriebigen
Arbeiterführer  als  Vergleich  an,  100.000,-  EUR  an
eine  ostdeutsche  Arbeitsloseninitiative  zu  zahlen.
Lafontaine lehnte ab und über die Gründe darf sich
jeder eigene Gedanken machen.

 Besonders  pikant  ist  der  Rechtsstreit  mit  der
Gemeinde  Oberlimberg.  Lafontaine  hatte  dort  zur
Umgrenzung  seiner  komfortablen  Villa  –  in  der
Region spricht der Volksmund hier  vom „Palast der
sozialen  Gerechtigkeit“  –  einen  leicht
überdimensionierten  Zaun  gezogen,  der  in  dieser
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Form  nicht  genehmigt  war.  Ärger  mit  kleinlichen
Verordnungen  haben  sicher  viele,  aber  der
Hintergrund in diesem Fall ist schon bemerkenswert.

 In einer Diskussion innerhalb der SPD zum NATO-
Doppelbeschluss äußerte seinerzeit Helmut Schmidt,
dass  Eigenschaften  wie  Pflichtgefühl  und
Standhaftigkeit  notwendig  seien.  Lafontaine  ätzte
daraufhin,  mit  den  Sekundärtugenden  von  Helmut
Schmidt könne man auch ein KZ betreiben.

Der  Publizist  Günter  Ederer  („Die  Sehnsucht  nach
einer  verlogenen  Welt  –  Über  Gutmenschen  und
andere Scheinheilige“) gab Jahre später die treffende
Erwiderung  ab:  „Mit  den  Tugenden  eines  Oskar
Lafontaine  könnte  man  ebenso  gut  ein  Bordell
betreiben:  Egomanie,  Illoyalität,  Winkelzüge..  und
sich dabei die Hände in Unschuld waschen.“ Das trifft
es  aus  meiner  Sicht  ganz  gut  und  ich  finde  es
weiterhin unerträglich, dass eine Figur wie Lafontaine
nicht  müde  wird,  andere  Menschen  moralisch  zu
verurteilen, an den Pranger zu stellen, ökonomischen
Unsinn zu verbreiten und auf dieser Basis dann auch
noch zum Vorstreiter für Gleichheit und Gerechtigkeit
stilisiert wird.

 Gregor Gysi sagte einmal sehr zutreffend „Ein Linker
muss nicht arm sein, ein Linker muss gegen Armut
sein.“ Gysi ist damit authentisch, ihm mag man diese
Einstellung  abnehmen.  Lafontaine  hingegen  ist
vordergründig  der  neue  Erlöser  für  all  jene,  die
einfach nur hören wollen, dass andere zuviel haben
und  sie  daher  zuwenig.  Neben  diesem  politischen
und  ideologischen  Unsinn  bleibt  Lafontaine  im
Grunde  seiner  Existenz  dann  doch  nur  eines:  Ein
billiger Demagoge, frei von jeder Integrität und Moral.
Es wäre fatal, wenn ein solcher Geist das Amt eines
Ministerpräsidenten erneut bekleidet und es bleibt zu
hoffen,  dass  sich  viele  Saarländer  daran  erinnern,
warum dem  Oskar  seinerzeit  nach  seinem  Abgang
und  all  diesen  unappetitlichen  Geschichten  um
Geschäftskontakte  zur  Unterwelt  im  Rotlichtmilieu
kaum jemand nachweinte. Um hier zum o.g. Zitat von
Ederer aufzuschließen: Vielleicht sollte Oskar wirklich
besser  einen  Puff  führen,  als  eine  Staatskanzlei.
Anspruch  und  Wirklichkeit  wären  in  dieser
Konstellation sicher näher beisammen.

 

von Sebastian Blumenthal
Juli Spitzenkandidat
zur Bundestagwahl 2009

JuLis Schleswig-Flensburg wieder aktiv

Am  Sonntag,  dem  28.09.08,  haben  die  Jungen
Liberalen  Schleswig-Flensburg  in  Kooperation  mit
dem  Landesverband  einen  Kreiskongress  in
Schleswig veranstaltet.

Patrick  Löffel,  Christian  Koch  sowie  der  FDP-
Kreisvorsitzende  und Mitglied  des  Landesvorstands
Carsten-Peter  Brodersen  hielten  allesamt
beachtsame  Grußworte  auf  dem  erstaunlich  gut
besuchten Kreiskongress im Restaurant „Panorama“,
an dem auch Franziska Spitzer und die stellv. FDP-
Kreisvorsitzende Sonja Lammel teilnahmen.

Nachdem  danach  zunächst  diverse  Anträge  zur
Satzungsänderung  beraten  und  größtenteils  auch
beschlossen wurden,  wurde Tave Hoof  im  weiteren
Verlauf  einstimmig  zum  Kreisvorsitzenden  gewählt.
Zu seinen Stellvertretern wurden ebenfalls einstimmig
Dennis Clausen und Gunnar Hamann gewählt. Auch
die  weiteren  Verantwortlichen  wurden  einstimmig
ermittelt.  So  wurde  Christian  Claussen  zum
Schatzmeister und Florian Krumbügel zum Beisitzer
gewählt.

Nicht ganz so einig waren sich die Mitglieder bei der
Festlegung  des  Mitgliedsbeitrags.  Nach  einer
hitzigen,  wenngleich  stets  sachorientierten  Debatte
wurde hier mit äußerst knapper Mehrheit zugunsten
des  von  Tave  Hoof  vorgeschlagenen  3€
Mitgliedsbeitrages  entschieden,  der  als  notwendig
galt, um die angespannten Finanzen zu sanieren und
die  für  die  nächsten  Monate  geplanten
Amtshandlungen finanzieren zu können. Mit dieser
Begründung  haben  sich  letzlich  alle  Mitglieder  mit
dem Mitgliedsbeitrag arrangieren
können.

Als  maßgebliche  Zielsetzung  hat  der  Kreisvorstand
die weitere Stärkung der Mitgliederbasis vorgegeben.
Hier zeigte man sich durchaus optimistisch, da man
schon  viele  Freunde  und  Interessenten  gewonnen
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habe, die es nun endgültig zu überzeugen gelte.

Zudem  wird  unter  Dennis  Clausens  Leitung  ein
Arbeitskreis  Programmatik  eingerichtet,  dessen  Ziel
es  sein  soll,  dem  Kreisverband  ein  eigenes
Grundsatzprogramm zu erstellen.

Hier, so der Kreisvorstand, gehe es in keinster Weise
darum,  die  Arbeit  des  Landesverbands,  mit  der
wirklich alle sehr zufrieden seien, in Frage zu stellen,
sondern lediglich darum, zusätzlich eigene inhaltliche
Akzente  zu  setzen,  um  sich  u.a.  auch  auf
Landesebene weiterhin konstruktiv einzubringen.
Weiterhin ist eine Homepage in Planung, zu dessen
Aufbau  sich  Webmaster  Kim  Schwaß
freundlicherweise bereit erklärt hat.

Außerdem  habe  man  viele  neue  Ideen,  auf  deren
Umsetzung  man  schon  lange  warte  und  die  nun
endlich  vorangetrieben  werden  können,  um  den
Kreisverband Schleswig-Flensburg wieder zu dem zu
machen, was er in der Vergangenheit stets gewesen
ist.  Um  diese  ehrgeizigen  Ziele  auch  erreichen  zu
können,  möchte  die  FDP Schleswig-  Flensburg,  zu
der man seit jeher sehr gute Beziehungen unterhält,
den JuLis mit Rat und Tat zur Seite stehen.

Mit einer Abschlussrede des neuen Vorsitzenden, in
der er u.a.auf die marode Bildungs- und Jugendpolitik
der Kieler Regierung und die Landtagswahl in Bayern
(Zitat: „Nach dem
Einzug  der  FDP  ins  Maximilianeum  kommt  dem
Begriff Freistaat eine ganz neue
Bedeutung  zu!“)  einging,  fand  der  Kreiskongress
seinen würdigen Ausklang.

von Tave Hoof
Kreisvorsitzender Schleswig-Flensburg

Flensburg: Phönix aus der Asche
Der  Kreisverband  Flensburg
gründete  sich  am  5.
Dezember  2007  in  Flensburg
im  Eckener  Haus.  Nachdem
der  Kreisverband  „Flensburg-
Schleswig“ sich in „Schleswig-
Flensburg“  umbenannt  hatte,
waren  die  Voraussetzungen
dafür  geschaffen,  dass  beide
Kreisverbände  in  ihren
zuständigen  Kreisen
Fördermittel  aus  dem  Ring

Politischer Jugend (RPJ) oder dem Verein Politischer
Jugendlicher (VPJ) bekommen. 

Ich habe diese Entwicklung deutlich unterstützt, weil
ich  nicht  eingesehen  habe,  dass  wir  den  anderen
Jugendorganisationen  das  Feld  alleine  überlassen
und  ihnen  unseren  Anteil  (in  Flensburg  immerhin
1250,-€  von  5000,-€  jährlich)  überlassen.  Janine
Warzecha hat als erste Kreisvorsitzende dann auch
alle Anträge, die für die Wiederaufnahme in den RPJ-
Flensburg  notwendig  waren,  gestellt.  Seit  dem  1.
September  2008  und  damit  rückwirkend  zum
01.01.2008 sind  wir  wieder  vollwertiges  Mitglied  im
RPJ,  zusammen  mit  der  Jungen  Union  (JU),  den
Jungen  Sozialisten  oder  Jungen  Sozialdemokraten
(JUSOS) und der Grünen Jugend. 

Für  den  Kreisverband  Flensburg  ist  das  ein
Meilenstein, da wir somit auch wieder finanziell über
ein Budget für die Politische Jugendarbeit verfügen.
Leider hat es auch ein paar Rückschläge gegeben.
Zum  einen  musste  Janine  leider  im  März  den
Kreisvorsitz aus privaten Gründen aufgeben. Deshalb
wurde im April  ein neuer Kreisvorsitzender gewählt.
Wir  haben die  Situation  wieder  im  Griff  und haben
auch schon einige Neumitglieder gewonnen. 

Bei dem Beachvolleyballturnier in Strande haben wir
sogar (mit Unterstützung der Landesgeschäftsstelle)
den respektablen 5. Platz erkämpft.  Nicht so schön
war  die  Entwicklung  im  Kreisverband  Schleswig-
Flensburg.  Dort  hat  sich  der  Kreisvorsitzende  aus
dem  Staub  gemacht  und  sich  um  nichts  mehr
gekümmert. 

Der  neue  Kreisvorsitzende  Tave  Hoof  ist  sehr
engagiert, die verbliebenen JuLis zu reaktivieren und
neue Mitglieder zu gewinnen. Ich sehe da eine sehr
positive Entwicklung, die am Ende zeigen wird, dass
es richtig war, beide Kreisverbände in ihren Kreisen
neu  aufzustellen  und  nicht  die  Großkreisvariante
„Flensburg-Schleswig“  beizubehalten,  die  nur
bürokratische oder politische Hürden und somit keine
finanzielle  Unterstützung,  weder  von der  FDP noch
von den Kreisen erhalten  hat.  Die Julis  im  Norden
werden bald wie Phönix aus der Asche auferstehen! 

von Christian R.M. Koch

Kreisvorsitzender 

JuLis Flensburg
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Das Dithmarscher Gemüt ist von Natur aus eher nicht
so leicht erregbar. Doch als vor zwei Jahren plötzlich
innerhalb  der  Landesregierung über  die  Auflösung
von Kreisen gesprochen wurde, ohne dass der Sinn
einer  Kreisreform  überhaupt  belegbar  war,  hat
Schleswig-Holstein  seine  Westküstenbewohner  von
einer  anderen  Seite  kennen  gelernt.  Zwar  wurden
keine  Barrikaden  gebaut  und  auch  keine  Brücken
gesperrt,  aber weit entfernt waren die Dithmarscher
von diesen drastischen Schritten nicht. Dithmarschen
ist  der  älteste  Landkreis  Deutschlands  und  legt
großen Wert auf seine Selbstständigkeit. 

Und  so  formierte  sich  kurz  nachdem  das  Kieler
Kabinett  im  Herbst  2006  eine  Kreisgebietsreform
beschlossen  hatte  in  Dithmarschen  eine  riesige
Protestbewegung. Innerhalb von nur sechs Wochen
hat  die  „Volksinitiative  gegen  die  Zusammenlegung
von Kreisen ohne deren  Zustimmung“  über  33.000
Unterschriften  landesweit  gesammelt.  Auch
außerhalb  Dithmarschens  formierte  sich  der
Widerstand  gegen  eine  von  oben  aufgezwungene
Kreisreform.  Ganz  im  Widerspruch  zu  der  vom
damaligen  Innenminister  Stegner  aufgestellten
allgemeinen  Behauptung:  „Die  Menschen  hängen
nicht  an  ihren  Kreisen.“  Herr  Stegner  kennt  dieses
Land und seine Bewohner  eben nicht.  Peter  Harry
Carstensen  hatte  ich  da,  ehrlich  gesagt,  mehr
zugetraut.  Er  musste  in  den  letzten  zwei  Jahren
jeweils  Anfang  Januar  nach  Meldorf  kommen,  um
seinen  erbosten  Parteifreunden  seine  Pläne  zu
erklären.  Und  ich  war  schon  davon  ausgegangen,
dass  Carstensen  auch  im  Januar  2009  wieder  in
Meldorf sein wird. 

 Als ich zu Beginn der Kreisreform-Debatte die Seite
www.wir-sind-dithmarschen.de  ins  Internet  gestellt
habe,  auf  der  man sich  eintragen  konnte,  um den
Protest  gegen  Zwangsfusionen  zu  unterstützen,
konnte  man  zusehen,  wie  die  Online-Petition
minütlich  wuchs.  Tausende  Dithmarscher  aus  ganz
Deutschland und auch aus dem Ausland trugen sich
ein  und  mailten  ihre  Meinung.  Man  erlebte  eine
einzigartige Identifikation der Dithmarscher mit ihrem
Landkreis,  und  zwar  keinesfalls  nur  bei  älteren
Menschen.  Schüler,  Auszubildende  und  Studenten
waren zunächst sogar viel stärker vertreten. 

 Häufig werde ich gefragt,  warum die Dithmarscher

eigentlich  so  vehement  gegen  eine  Kreisfusion  mit
Steinburg  oder  gar  mit  Steinburg  und  Pinneberg
kämpfen.

Es ist  sehr schwer, außerhalb Dithmarschens diese
Eigenart, ja Einzigartigkeit  zu erklären. Aber es gibt
ihn eben, diesen ganz besonderen Bezug zur Heimat
–  und  diese  Heimat  ist  nicht,  wie  in  den  meisten
anderen Landstrichen, in erster Linie das Dorf oder
die Stadt, aus der die Menschen stammen. Es ist der
selbstständige Kreis,  der den Dithmarschern so viel
bedeutet.  Mit  dieser  Identifikation  muss  jeder,  der
politische  Verantwortung  trägt,  sehr  sensibel
umgehen, und genau das habe ich in der jüngeren
Vergangenheit vermisst. 

 Immer wieder beschwören Politiker aller Parteien die
Bedeutung  von  Heimat  im  Zeitalter  der
Globalisierung. Dies ist ganz meine Meinung: Nie war
es so wichtig wie heute, einen festen Halt zu haben,
einen Orientierungspunkt. Was „Globalisierung“ auch
bedeuten  kann,  ist  derzeit  angesichts  der
anhaltenden  Finanzkrise  und  ihrer  noch  nicht
absehbaren  Folgen  sehr  gut  zu  beobachten.  Im
Gegensatz  dazu:  Heimat  motiviert,  beispielsweise
zum  ehrenamtlichen  Engagement,  das  –  wie  man
weiß  –  mittlerweile  unbezahlbar  ist.  Dieses
Engagement wird erheblich gefährdet, wenn nicht gar
zerstört,  wenn  ein  so  wichtiger  Identifikationspunkt
genommen wird. Der Kreis Dithmarschen ist so ein
Identifikationspunkt. 

 „Wenn es die Landkreise nicht gäbe, müsste man sie
erfinden!  Nur  wenige  Schöpfungen  der
Verwaltungskunst haben sich so glänzend bewährt“.
Das  hat  2001  der  damalige  Bundespräsident
Johannes  Rau  gesagt.  Peter  Harry  Carstensen
scheint  das  mittlerweile  auch  gemerkt  zu  haben  –
zumindest  hat  er  Anfang  Oktober  die  Kreisreform-
Pläne beerdigt. Ein großer Erfolg für die wehrhaften
Dithmarscher.  Carstensens  Herausforderer  Ralf
Stegner will  für den Fall  einer linken Mehrheit nach
der Landtagswahl 2010 einen neuen Anlauf nehmen.
Doch von dieser Konstellation ist Schleswig-Holstein
Gott sei Dank weit entfernt. 

Wir  Dithmarscher  sind  jedenfalls  wieder  sehr
gelassen. . . 

von Oliver Kumbartzky

Stv.JuLi-Landesvorsitzender

KV Dithmarschen
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Die  Bundestagswahl  2009  schlägt  schon  ihre
Schatten auf die Parteien. Hier und da werden schon
seit  der  Kommunalwahl  in  Schleswig-Holstein  die
Stühle  zurechtgerückt.  Die  potenziellen  Kandidaten
bringen  sich  in  Position.  Aber  auch  die
Parteistrategen,  die  Think-Tanks,  denken  über
mögliche Strategien und Kampagnen nach.  Wie ist
die  Bundestagswahl  am  besten  zu  führen?  Schon
hört man wieder: „Wir müssen unbedingt wieder eine
Koalitionsaussage zur CDU machen!“. Ich halte das
für falsch! In der Vergangenheit hat man, immer unter
dem  Aspekt,  dass  die  FDP  um  die  Fünf-Prozent-
Hürde bangen musste, zu dem Rezept gerufen: Die
FDP müsse einen gemeinsamen Lagerwahlkampf mit
der CDU machen, um gegen einen Linksrutsch in der
politischen Landschaft erfolgreich zu sein. 

Die  Zeiten  haben  sich  meiner  Auffassung  nach
geändert. Die FDP ist nicht mehr auf die „Almosen“
der CDU Zweitstimmen angewiesen. Mal abgesehen
davon, dass es nie viele Zweitstimmen waren, die wir
von  der  CDU  bekommen  haben,  wenn  wir  ehrlich
sind.  Die  CDU  hingegen  hat  von  unseren
Erststimmen hervorragend profitiert! Zum einen, weil
es  keinen  erst  zunehmenden  Konkurrenten  im
Bürgerlichen Lager bei den Wahlkreiskandidaten gab.
Zum anderen, weil sie für jede Erststimme auch noch
0,85  €  von  uns  geschenkt  bekommen  haben!  Die
ergeben  sich  nämlich  nach  der  Wahl  aus  dem
Parteiengesetz. Nur mal eine Frage am Rande: Kann
die FDP – mit ca. 8 Millionen Euro Schulden – es sich
eigentlich  leisten,  einem  politischen  Mitbewerber
einfach Millionen Euro zu überlassen? 

Außerdem  hat  die  Koalitionsaussage  beim  letzten
Mal nicht wirklich zum Erfolg geführt. Oder sitzen wir
in  der  Regierung? OK. Es war  knapp.  Aber  es  hat
nicht gereicht. Die FDP hat sich aber in den letzen
Jahren als ein Fels in der Brandung der Parteien im
Wettstreit um die linkeste Politik bewährt. Wir haben
nicht  um  jeden  Preis  ein  Wahlversprechen
gebrochen, wie man es von uns erwartet hat. Das ist
ein Pfund mit dem wir wuchern sollten. Wir sollten es
nicht  billig  an  die  CDU  verschenken.  Dieses  mal
sollten wir uns gar nicht erst in die Lage versetzen,
nach der Auszählung der Stimmen eine Konstellation
vorzufinden,  bei  der  wir  nur  Koalitionen  eingehen
könnten, die wir  vorher kategorisch ausgeschlossen
haben. Nein, wir sollten so selbstbewusst sein, dass
wir  so viele Stimmen wie möglich, Erststimmen wie
Zweitstimmen,  haben  wollen,  damit  wir  unsere
Vorstellung von richtiger Politik für unser Land auch
umsetzen können. 

Eine Koalition ist mit uns nur zu machen, wenn wir
unsere  Kernpunkte  Steuergesetzgebung  und
Bürgerrechte durchsetzen können. 

Die  CDU  hat  ihre  Koalitionsaussage  nicht
eingehalten. Sie ist mit der SPD eine Große Koalition
eingegangen und hat dann noch gemeinsame Ziele
verraten  (Kein  neues  Steuergesetz  sondern
Steuererhöhungen,  keine  Bürgerrechte  sondern
Onlinedurchsuchung,  Telekommunikationsgesetz,
etc.).  Warum  sollten  wir  uns  noch  einmal  auf  sie
verlassen und ihr auch noch unsere Erststimmen in
den  Rachen  werfen?  Wir  sind  sehr  gut  aufgestellt.
Wir müssen in den Wahlkreisen und auf den Listen
engagierte  Kandidaten  aufstellen,  die  um  jede
Stimme kämpfen. Ein Direktwahlkreis ist auch für die
FDP  zu  gewinnen!  Zumal  die  SPD  durch  die
Linkspartei dermaßen geschwächt ist, dass die CDU
auch ohne die Unterstützung der FDP gegen einen
SPD-Kandidaten  gewinnen  könnte.  Ich  gehe  aber
noch weiter. Es ist möglich einen Wahlkreis mit einem
FDP-Kandidaten  zu  gewinnen!  Wir  haben  ein  fünf
Parteien-Parlament. 

Das  heißt  es  treten  auch  mindestens  fünf
Direktkandidaten  an.  Ein  guter  FDP Kandidat  kann
auch einen Wahlkreis gewinnen. Und vor allem aber
die wertvollen Erststimmen für die Zuweisungen aus
dem Parteiengesetz erkämpfen, die wir brauchen, um
endlich  unsere  Schulden  loszuwerden.  Wir  sollten
Direktmandate  anstreben,  damit  wir  auch  mehr
Einfluss im Bundestag bekommen. Wenn man mich
fragt, sollte die FDP als FDP antreten und nicht als
Schoßhund  der  CDU.  Das  sind  wir  nicht  und  das
wollen  wir  auch  nicht  sein.  Wir  kämpfen  für  eine
liberale Bürgergesellschaft. Die CDU will  nur an die
Macht  und  ist  dafür  sogar  bereit  ihre  Ziele  zu
verraten. CDU und SPD gehören zu den Parteien mit
den meisten Parteiaustritten. Wenn das nicht Signal
genug ist, dass die FDP ihre Chance nutzen sollte,
weiß  ich auch nicht,  wann wir  wirklich einmal  vom
Bürger  als  eigenständige  Partei  und  nicht  als
„Klientelpartei“  bzw.  „Anhängselpartei  der  CDU“
wahrgenommen werden wollen. Wir dürfen nur nicht
wieder  das  Attribut  „Spaßwahlkampf“  aufgestempelt
bekommen. Dafür kann man aber sorgen, indem man
einen guten und engagierten Wahlkampf macht.

von Christian R.M. Koch

Kreisvorsitzender 

JuLis Flensburg
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Wir Junge Liberale Schleswig-Holstein äußern uns in
unserem neuen Grundsatzprogramm von 2008 zur
Gentechnik  unter  Punkt  VI.  Umwelt,
Verbraucherschutz,  Land-  und  Forstwirtschaft  /  c)
Gentechnik wie folgt:

Die Innovation dieser Technologie besteht in der
Aussicht  auf  Produktverbesserungen,
Rationalisierung  der  Produktion  sowie  neuer
medizinischer  Behandlungsmethoden.  Trotz
unserer Befürwortung von Gentechnik sehen wir
auch  die  Skepsis,  die  daraus  resultiert,  dass
langfristige  Auswirkungen  auf  den  Organismus
jetzt  noch  nicht  absehbar  sind.  Deshalb  setzen
sich  die  Jungen  Liberalen  für  eine  adäquate
Kennzeichnung  von  gentechnisch  veränderten
Lebensmitteln ein, die es dem mündigen Bürger
ermöglicht,  selbst  zu  entscheiden,  ob  er
gentechnisch  veränderte  Lebensmittel  oder
Medikamente,  die mit  gentechnisch  veränderten
Organismen  hergestellt  worden  sind,  zu  sich
nehmen möchte.

Dieser  Standpunkt  stammt  noch  aus  dem
Grundsatzprogramm von 2002, als wir mangels
Informationen  zum  einen  noch  nicht  zwischen
den verschiedenen Formen der Gentechnik
differenziert  haben  und zum anderen  in  der  Tat
noch keine detaillierten Informationen über
nachhaltige  und  zum  Teil  irreversible  Schäden
der "grünen" Technik vorlagen, da die
Gentechniklobby  unter  dem  Vorwand,  es  lägen
noch  keine  aussagekräftigen  Studien  über
etwaige  Auswirkungen  genetisch  veränderter
Organismen  auf  Mensch  und  Umwelt  vor,
belastende  Informationen  hinsichtlich  der
Gefahren der "grünen" Gentechnik systematisch
verschwiegen hat.  Sechs Jahre  später  sieht  die
Situation  anders  aus:  es  gibt  zahlreiche
abgeschlossene  Studien,  die  auf  die  Gefahren
genetisch veränderter Organismen auf Natur, Tier
und  nicht  zuletzt  hinsichtlich  der  Gefahren  auf
uns  Menschen  hinweisen.  Ebenso  gibt  es  eine
Reihe  von  von  der  Genindustrie  finanzierter
Studien, die zwar zu selbigen Ergebnissen wie die
Studien  unabhängiger  Wissenschaftler  kommen,
jedoch  werden  die  Ergebnisse  der  Studien  von
den  Genlobby-Wissenschaftlern  entgegen  der
Meinung  der  unabhängigen  Wissenschaftler  in
der  Regel  als  ungefährlich  eingestuft.  Weiterhin
stelle  ich  fest,  dass  ich  die  Gentechnik  nicht
generell kritisch betrachte. So sehe ich in der
sich in Deutschland noch in den Kinderschuhen
befindenden  Stammzellenforschung,  die  zu  der

sog. "roten" Gentechnik, der
Genforschung  zu
medizinischen  Zwecken,
gehört,  großartige
Möglichkeiten,  eines  Tages
schwere  (Erb-)Krankheiten
zu behandeln oder sogar zu
heilen, bei denen man bislang nur davon träumen
kann,  dass  sich  die  Behandlungsmethoden
verbessern.

Seit  Jahren  versichern  Chemie-  und
Gentechnikkonzerne  wie  Monsanto,  Syngenta,
Dupont,  Bayer  und  BASF,  die  Koexistenz
gentechnikfreier  Landwirtschaft  und  dem  Anbau
transgener  Pflanzen  sei  problemlos  möglich.
Dagegen  zeigen  Dutzende  von  Fällen,  dass
Kontamination durch transgene Konstrukte weltweit
zur  Tagesordnung  gehören.  Diese  Verunreinigung
entsteht  nicht  nur  durch  Pollenflug,  sondern  auch
durch  Insektenbestäubung,  Deklarationsfehler,
verunreinigte Maschinen, Vertausch von Saatgut,
beim  Transport  und  nicht  zuletzt  durch
"Nahrungsmittelhilfe“ der USA in die Dritte Welt (ein
Thema für
sich!!!).

Zudem breiten  sich  die  transgenen  Konstrukte  und
damit deren Eigenschaften auch in verwandten
Wildpflanzen  aus:  verändertes  Erbmaterial  aus
herbizidresistentem  Gen-Raps  wurde  z.B.  in
Ackersenf,  einem  Unkraut,  gefunden.  Durch  solche
Auskreuzungen entstehen sog.  "Superunkräuter“.  In
den  USA  wurden  auch  Eigenschaften  aus
genmanipuliertem  Reis  in  rotem  Reis,  einem
Ackerunkraut,  nachgewiesen.  Doch  nicht  nur
zugelassene  Genpflanzen  und  großflächiger  Anbau
verunreinigen  die  Natur  und  gentechnikfreie  Äcker
und  Produkte.  Nicht  einmal  im  Labor  oder  in
Freisetzungsversuchen  gelingt  es  der
Gentechnikindustrie, die Kontrolle über ihre Pflanzen
zu  behalten,  wie  einige  der  beschriebenen  Fälle
zeigen.  Aus  den  bisherigen  Erfahrungen  mit  dem
Anbau genveränderter Pflanzen lassen sich klare
Schlüsse ziehen:

•  Gentechnisch  veränderte  Pflanzen  vermischen
sich  bereits  seit  Jahren  mit  nicht  transgenen
Pflanzen und Kulturen.

•  Die  eigentlich  gute  Idee  einer  Koexistenz
zwischen manipulierten und konventionellen
Pflanzen ist in der Praxis gescheitert.
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• Selbst in Ländern, in denen keine Gen-Pflanzen
angebaut  werden,  häufen  sich  die
Kontaminationen.

•  Die  Agrikultur-Gentechnik  ist  längst  außer
Kontrolle geraten.

•  Und:  dieser  Prozess  ist  von  den  Gentechnik-
Konzernen  beabsichtigt:  "Die  Industrie  hofft
darauf,  dass  der  Markt  im  Laufe  der  Zeit  so
überschwemmt  wird,  dass  man  nichts  mehr
dagegen tun kann. Man kapituliert einfach, so wie
das  kürzlich  in  Brasilien  der  Fall  war."  ( Don
Westfall ,  Berater  aller  global  agierenden
Gentechnik-Konzerne).

Die  folgenden  Beispiele  sind  nur  ein  paar
Beispiele  von  Kontaminationen  durch
gentechnisch veränderte Pflanzen:
Thailand: Gen-Papaya breiten sich aus.

2004  brachten  Recherchen  von  Greenpeace  ans
Licht, dass ein staatliches thailändisches
Forschungsinstitut  illegal  genmanipuliertes  Papaya-
Saatgut an Bauern verteilt hatte. Zudem kam es zu
Auskreuzungen durch die Freisetzungsversuche des
Instituts. Obwohl alle verdächtigen Papaya-Bäume
zerstört  worden waren, enthält  nach einer aktuellen
Studie  nach wie  vor  jeder  dritte  Papaya-  Baum im
untersuchten Gebiet das transgene Konstrukt.  Auch
in  Hawaii  gibt  es  weitreichende  Kontaminationen
biologischer  und  konventioneller  Papaya-Bäume
durch (zugelassene) Gen-Papaya.

Australien: Kontamination durch US-Raps
In konventionellem Raps-Saatgut von Bayer wurden
2005 in Australien Verunreinigungen mit dem Gen-
Konstrukt Topas 19/2 gefunden. Es macht den Raps
resistent  gegen  das  Bayer-Totalherbizid  "Liberty"
(nicht zu verwechseln mit unserer JuLi-Zeitschrift ;-)).
Das  kontaminierte  Saatgut  wurde  in  mehreren
Bundesstaaten  (Victoria,  Western  Australia,  South
Australia)  gefunden,  die  z.T.  langjährige
Anbauverbote für Genpflanzen erlassen hatten. Das
Saatgut stammte aus den USA.

Deutschland:  Landwirten  Gen-Mais
untergeschoben

2005  gelangte  gentechnisch
kontaminiertes  Maissaatgut  in
eine  Reihe  deutscher
Bundesländer,  unter  anderem
Bayern  und  Baden-
Württemberg.  Bei  dem
Genkonstrukt handelte es sich
um  den  wegen  seiner

negativen  Auswirkungen  auf  Insekten  umstrittenen

Mon 810 von Monsanto. Die Bauern waren erst nach
der  Aussaat  von  der  Verunreinigung  informiert
worden.  In  Bayern  waren  150  Hektar  Maisäcker
betroffen.  Alle  Felder  mussten  vernichtet  werden.
Nach derzeitiger EU-Rechtslage darf konventionelles
Saatgut keinerlei GVO-Spuren enthalten. 

Ein Fall  aus Deutschland bekräftigt  zudem die vom
Gen-Mais  ausgehende  Gefahr:  am  27.  April  2007
entzog  das  Bundesamt  für  Verbraucherschutz  und
Lebensmittelsicherheit  (BVL)  Monsanto  bis  auf
Weiteres  das  Recht,  Mais  der  Sorte  MON  810  in
Deutschland zu vertreiben, "da berechtigter Grund zu
der  Annahme  besteht,  dass  der  gentechnisch
veränderte Mais eine Gefahr für die Umwelt darstellt“.
Zuvor  geriet  bereits  das  Monsanto-Saatgut  863  in
den Verdacht, gesundheitsschädlich zu sein. In
Tierversuchen waren bei Ratten Schäden an Nieren
und  Leber  aufgetreten.  Außerdem  ist  mittlerweile
bewiesen,  dass  Gen-Pflanzen  nicht  nur  für
Schädlinge,  sondern auch für  andere Insekten,  wie
zum Beispiel Schmetterlinge giftig sein können.

Mexiko: Heimat des Maises kontaminiert

Der  bislang  größte  Fall  gentechnischer
Verunreinigung  wurde  2001  bekannt.  US-
Wissenschaftler  hatten  massive  Einkreuzungen
transgener  Maislinien  in  mexikanischen  Landsorten
gefunden.  Mexiko,  das  Herkunftsland  der
Maispflanze, besitzt noch mehrere tausend, für die
zukünftige  Züchtung  unerlässliche  Maissorten.  Die
Ursache der Kontamination war (und ist) transgener
Mais  aus  den USA,  der  von  der  nicht  informierten
Landbevölkerung als  Saatgut  statt  als  Lebensmittel
verwendet wird. Die Gentechnikindustrie sorgte dafür,
dass  der  Autor  Ignazio  Chapela  2002  seinen
Lehrstuhl verlor.

USA: Bt 11/ Bt 10

Im  Frühjahr  2005  informierte  der  schweizerische
Chemie- und Gentechnik-Konzern Syngenta die
Weltöffentlichkeit darüber, dass dem Unternehmen in
den USA seit 2001 ein gravierender Fehler
unterlaufen  war.  Statt  der  in  einigen  Ländern
zugelassenen  Genmais-Sorte  Bt  11  wurde  das  in
keinem Land der Welt zugelassene Konstrukt Bt 10
als  Saatgut  an  Bauern  verkauft  und auf  insgesamt
150  km²  angebaut.  Rund  190.000  Tonnen  nicht
zugelassener  Gen-Mais  gelangten  dadurch  in  die
Lebensmittelindustrie.  Auch  nach  Europa,  Japan,
Südkorea  und  andere  Länder  wurde der  Gen-Mais
exportiert. Bt 10 enthält ein Resistenzgen gegen das
Antibiotikum Ampicillin.

China:  nicht  zugelassener  Gen-Reis  auf  dem
Markt
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In  China  wurde  im  Frühjahr  2005  die  großflächige
Kontamination der Reisernte mit nicht zugelassenem,
transgenem  Bt-Reis  festgestellt.  Der  manipulierte
Reis  enthält  ein  Toxin-Gen  aus  dem  Bakterium
Bacillus  thuringiensis.  Mindestens  950  bis  1200
Tonnen  Reis  wurden  aus  dem  insektenresistenten
Gen-Saatgut gewonnen. Es existiert bis heute keine
Untersuchung  zur  Lebensmittelsicherheit  von  Bt-
Reis.

Wahrscheinlich haben beteiligte Wissenschaftler das
nicht zugelassene Produkt unter der Hand in den
Handel gebracht. Es wird davon ausgegangen, dass
ein Teil des kontaminierten Reis auch nach Europa
exportiert wurde.

USA: illegaler Gen-Mais in Chips

Der  wegen  Allergiegefahr  nur  als  Futtermittel
zugelassene Bt-Mais "StarLink“ kontaminierte im Jahr
2000  durch  Pollenflug  und  Nacherntevermischung
weite  Teile  der  USLebensmittelindustrie  sowie
konventionelles Saatgut.  Obwohl "StarLink“ lediglich
auf  vier  Prozent  der  Maisanbaufläche  der  USA
angebaut  worden  war,  wurde  ein  Großteil  der
Saatgut-Bestände  in  den  USA  kontaminiert.  Die
Kosten  für  Lebensmittel-Rückrufaktionen  belaufen
sich mittlerweile auf über eine Milliarde US-Dollar.

Kanada: Gen-Raps überall

Seit  dem  großflächigen
Anbau  von
genmanipuliertem  Raps
kann  in  Kanada  kein
gentechnikfreier Raps
mehr  angebaut  werden.
Raps  kreuzt  über  extrem
weite  Distanzen  aus,

Untersuchungen  wiesen  Pollen  noch  in  26  km
Entfernung  nach.  Angesichts  von  fünf  Millionen
Hektar  Gen-Raps  ist  auch  die  Produktion  von
gentechnikfreiem Rapshonig unmöglich geworden. 

Bauern  und  Imker  haben  ihre  Wahlfreiheit
verloren!!!

Monsanto

Die Risiken und die etwaigen fatalen Folgen für uns
Verbraucher, für die Umwelt sowie für die deutsche
Landwirtschaft  stehen  unmittelbar  mit  einem
Unternehmen in Verbindung,  welches derzeit  über
90  Prozent  des  globalen  Agrikultur-Marktes  für
genetisch  veränderte  Organismen  (GVO)
kontrolliert:   Monsanto .  Aufgrund  seiner
marktdominierenden Stellung sehe ich es zudem als

unbedingt  notwendig  an,  sich  einmal  die
Geschäftspraktiken des Unternehmens vor Augen zu
führen,  welches  im  Falle  einer  allgemeinen
Zulassung  von  GVO-Saatgut  in  der  EU  auch  die
Markthoheit  über  den  deutschen  Agrikultur-Markt
gewinnen  wird.  Infolgedessen  würde  sukzessive
mehr  sog.  "Gen-food"  auf  den  deutschen
Lebensmittelmarkt drängen und Teile unserer Umwelt
empfindlich und irreversibel beschädigen. Die Folgen
für  den  Verbraucher  lassen  sich  bereits  erahnen,
wenn  man  einmal  die  Tier-Studien  betrachtet:
Unfruchtbarkeit,  höheres  Krebsrisiko,  schwere
Organentzündungen etc. 

Nach Auffassung des US-Chemie-, Agrikultur-, sowie
Gentechnikmultis Monsanto agiert es selbst immer
innerhalb gesetzlicher Grenzen und ist somit lediglich
mit Problemen konfrontiert, für die die Gesellschaft
noch  keine  brauchbaren  Lösungen  gefunden  hat.
Monsanto  ist  hier  nach  eigenen  Auskünften  dem
Dialog  offen  gegenüber  eingestellt  und  fühlt  sich
verpflichtet,  zur  Lösung  dieser  gesellschaflichen
Probleme  beizutragen.  Diesem  von  der
vermeintlichen Motivation her nicht zu kritisierenden
Angebot steht die über 100-jährige Firmengeschichte
gegenüber,  welche  bisher  durch  eine
Unternehmenskultur  beständigen
verantwortungslosen  Handelns  ohne  Rücksicht  auf
Mensch und Natur geprägt war. 

Die  Skandalchronik  von  Monsanto  ist  ebenso
atemberaubend  wie  lang:  bei  PCB  (Polychlorierte
Biphenyle,  das  sind  giftige  und  krebsauslösende
chemische  Chlorverbindungen),  Dioxin  (eine  Krebs
fördernde  Substanz),  Agent  Orange  (dioxinhaltiges
Entlaubungsmittel),  Roundup  (ein  Totalherbizid,
Wirkstoff: Glyphosat), Posilac (ein durch genetische
Veränderung produziertes Rinderwachstumshormon),
in der Terminator-Technologie, durch Kinderarbeit in
Indien und nicht zuletzt durch seine korrupten
Geschäftspraktiken,  mit  denen  es  Monsanto  immer
wieder  gelingt,  seine  Produkte  zu  vertreiben.  Die
Firma  lässt  sich  weltweit  Organismen  patentieren,
welche  das  Unternehmen  nicht  einmal  "erfunden",
sprich  genetisch  verändert,  sondern  lediglich
entdeckt  respektive entschlüsselt  hat.  So lässt  sich
Monsanto  die  entschlüsselte  RNA  von  seit
Jahrtausenden  traditionell  domestizierten  Tieren
patentieren und treibt daraufhin Lizenzgebühren von
all jenen Bauern ein, die jene Tiere züchten.
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Schlusswort

Aufgrund der zahlreichen Nebenwirkungen kann
von  der  Aussicht  auf  Produktverbesserung,
wovon  noch  im  Grundsatzprogramm  von  2002
ausgegangen wird, keine Rede mehr sein. Hinzu
kommt,  dass  auch  die  Behauptung  auf
Rationalisierung respektive die These auf
Ertragssteigerungen,  was  wir  Liberale
selbstverständlich begrüßen würden, leider nicht
mehr  haltbar  ist,  da  der  Ertrag  von  Roundup-
Ready-Pflanzen in den ersten Jahren zwar steigt,
danach  jedoch  kontinuierlich  wieder  sinkt,  da
nicht  nur  die  Roundup-Ready-Pflanzen  gegen
Roundup  und  andere  Pestizide  resistent  sind,
sondern  auch  das  Unkraut  auf  den  Feldern
sukzessive  Resistenzen  gegen  die  Pestizide
entwickelt,  weshalb  Landwirte  ihre  Felder
sukzessive  mehr  spritzen  müssen  und  dabei
diverse Pestizide zum Einsatz kommen, wodurch
der Ertrag wiederum gemindert wird.
Die Informationen über Monsanto sollen Dir einen
Eindruck des Unternehmens vermitteln, das vor
Syngenta,  Dupont,  BASF  und  Bayer  mit  einer
Markthoheit  von  über  90  Prozent
unangefochtener Weltmarktführer in der "grünen"
Gentechnik  ist  und  welches  mit  seinem  GVO-
Saatgut  auch  in  Deutschland  seit  Jahren  auf
Expansionskurs ist. 

Solange sowohl der Anbau als auch der Vertrieb
genetisch  veränderter  Agrarprodukte  in
Deutschland  bzw.  in  der  Europäischen  Union
nicht vollkommen untersagt sind, appelliere ich
weiterhin  an  die  Jungen  Liberalen,  die  derzeit
noch  sehr  grobe  Kennzeichnung  von  GVO-
Produkten  wie  "Gen-Mais"  oder  "Gen-Soja"  zu
verurteilen und hier von Seiten der EU klare und
einheitliche Richtlinien einzufordern, damit jedem
Bürger selbst überlassen bleibt, ob er genetisch
veränderte  Agrarprodukte  konsumieren  möchte
oder eben nicht. 
Dies  wird  von  der  EU derzeit  leider  noch  nicht
streng  genug  verfolgt.  Seit  dem  18.  April  2004
besteht  innerhalb  der  Europäischen  Union  eine
Kennzeichnungspflicht  für  gentechnisch
veränderte  Produkte,  welche  zwar  einschließt,
dass  alle  Produkte,  für  die  vorsätzlich  GVO-
Agrarprodukte  verwendet  wurden,
gekennzeichnet werden müssen. 
Für  zufällige  oder  technisch  nicht  vermeidbare
Kontaminationen gilt diese Regelung jedoch
keineswegs.  Als  "zufällig"  bezeichnet  man  zum
Beispiel  die  Verunreinigung  durch  einen  Vogel,
der  beim  Flug  über  ein  Feld  ein  GVO-Maiskorn
fallen  lässt.  "Technisch  nicht  zu  vermeiden"
bezieht  sich  auf  Ernte-,  Lagerungs-  und
Verarbeitungsprozesse.  Ausgenommen  von  der

Kennzeichnungspflicht  sind,  und  das  macht  die
GVO-Agrarprodukte  für  Futtermittelhersteller  so
interessant, tierische Produkte wie Fleisch, Eier-
und  Milchprodukte.  So  müssen  große
Milchlieferanten  wie  Campina  und  Landliebe,
welche  Milch  von  mit  GVO-Agrarprodukten
gefütterten Tieren kaufen, dies für die
Verbraucher nicht kenntlich machen.

So kann zu Maisprodukten bspw. "rein  zufällig"
0,9 Prozent GVO-Mais beigemischt werden, ohne
dass  dies  gekennzeichnet  werden  muss,  wenn
dies "technisch nicht vermeidbar" gewesen sei,
Missbrauch nicht ausgeschlossen. Es gibt derzeit
weder ein Amt noch eine Behörde, die einem
Bauern oder einem Lebensmittelproduzenten bei
Verdacht  effektiv  nachweisen  können,  dass  es
sich  um  eine  vorsätzliche  Beimischung  von
genetisch  veränderten  Agrarprodukten  zu
konventionell  angebauten  Agrarprodukten
handelt.
Außer  bei  Säuglingen  kann  zwar  davon
ausgegangen werden, dass eine solch niedrige
Konzentration  keine  gesundheitlichen  Folgen
nach  sich  ziehen  wird,  aber  alleine  die
Mutmaßung  von  Wissenschaftlern,  dass  dieser
Fall  bei  Säuglingen  eben  anders  gelagert  sein
könnte  sowie  das  Selbstbestimmungsrecht  der
Bürger sollten Grund genug dafür  sein,  hier  für
klare  Verhältnisse  zu  sorgen.  Auch  ein  0,9-
prozentiger  Anteil  von  GVO-Mais  ist  kein  rein
konventionell angebauter Mais mehr. Dies gilt es
zu  beachten,  zumal  konstante  70  Prozent  der
deutschen  Verbraucher  den  Konsum  genetisch
veränderter Lebensmittel ablehnen.

von Tave Hoof

Kreisvorsitzender Schleswig-Flesnburg
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Horst Köhler: Integrität ohne Show
 Lange  hat  kein  Bundespräsident  im
politischen  Raum  so  polarisiert  und  konnte
sich  gleichzeitig  auf  den  überwältigenden
Rückhalt in der Bevölkerung verlassen. Aber
warum ist das so? Als ehemaliger Präsident
des Internationalen Währungsfonds mit dem
Charme eines „Sparkassendirektors“, könnte
man  ja  eigentlich  vermuten,  dass  die
mehrheitlich  globalisierungsängstlich  bis  –kritische
Bevölkerung  ihn  als  neoliberalen  Technokraten  ablehnen
würde.  Noch  diffuser  wird  das  Bild  durch  den  Umstand,
dass  er,  bevor  Frau  Schwan  nominiert  wurde,  durchaus
Unterstützung auch aus Reihen der Sozialdemokraten und
Grünen bekam, während die Union das ein  oder  andere
Mal  über  seine  Vorstöße  „not  amused“  war.  Trotzdem
macht  ihn  dieser  Umstand  nicht  zum  Flip-Flopper  ohne
Grundsätze und Vorstellungen, sondern hier liegt das Indiz
für  die  enorme  Strahlkraft  seiner  Integrität,  die  er  selbst
durch seine wenig telegenen Auftritte in der Vergangenheit
nicht beschädigen konnte. 

 „Jetzt  muss  jedem  verantwortlich  Denkenden  in  der
[Finanz]Branche selbst klar geworden sein, dass sich die
internationalen Finanzmärkte zu einem Monster entwickelt
haben,  das  in  die  Schranken  gewiesen  werden  muss.",
sagte  Horst  Köhler  im  Mai.  Dies ist  kein  Ausdruck  einer
ideologischen Irrfahrt, sondern macht deutlich, dass Köhler
verstanden  hat,  was  viele  Linke,  aber  auch  Bürgerliche
immer  noch verkennen.  Kapitalismus und Marktwirtschaft
sind Mechanismen. Handwerkszeug für eine effizient und
unbürokratisch aufgestellte Wirtschaft.  Ideologien sind sie
hingegen  nicht.  Als  solche  Instrumente  bleiben  sie
alternativlos, die normative Ausrichtung der Gesellschaft in
Fragen von Leistungs- und sozialer Gerechtigkeit können
und wollen sie auch gar nicht vorgeben. Dies deutlich zu
machen,  gelingt  Horst  Köhler,  im  Gegensatz  zu  vielen
Matadoren  der  alltäglichen  Politik,  immer  wieder.  Damit
schafft  er  nicht  nur  Akzeptanz  für  unser  freiheitliches
Wirtschaftsystem,  er  setzt  den  pseudomoralischen
Ansprüchen der Linken, die Wunsch und Machbarkeit nicht
auseinander  halten  können,  eine  ebenso  glaubhaft  wie
ethisch überzeugende Position entgegen und benennt die
Herausforderungen für unser Land in der Zukunft. Damit ist
er der richtige Repräsentant für Deutschland, weil er nicht
nur die Probleme erkennt, sondern auch die Anwendbarkeit
von politischen Konzepten und die Wirksamkeit  einzelner
Instrumente richtig beleuchten kann. 

„Die  einzige  Aufgabe  der  Bundesversammlung  ist  es,
diejenige  Person  zu  wählen,  die  unser  Land  am  besten
repräsentiert.“  Dieses  Zitat  stammt  bezeichnenderweise
von Gesine Schwan. Recht hat sie! Umso erstaunlicher ist
es,  dass  sie  glaubt,  das  Land  würde  besonders  durch
Prinzipienlosigkeit vertreten. Denn was ist von einer Person
zu halten, die sich zwar auf der einen Seite damit brüstet,
ihr Leben lang eine überzeugte Anti-Kommunistin gewesen
zu sein, führende Vertreter der Linkspartei der Demagogie
beschuldigt und die Inhalte der Linkspartei als realitätsfern
brandmarkt, und auf der anderen Seite mit  den Stimmen
dieser Leute gewählt werden will?

Gesine Schwan: Sozialliberal
 Die  Politik  folgt  der  Ethik  und  nicht
umgekehrt.  Um  politische  Handlungen
bewerten zu können, muss man sich also der
ethischen  Grundlagen  bewusst  sein,  auf
denen die konkreten Handlungen basieren.

 Bedauerlicherweise  gehört  es  auch  in
„bürgerlich-liberalen“ Kreisen zum guten Ton,
Skepsis  gegenüber  Marktwirtschaft,

Globalisierung  und  Freiheit  zu  äußern  oder  elementare
Errungenschaften des Liberalismus (wie z.B. Kapitalismus)
als „überholt“ oder „Kampfbegriff“ gleich ganz abzulehnen
oder  zu  verleugnen.  Exemplarisch  für  diese
opportunistische  Bürgerlichkeit  ist  der  amtierende
Bundespräsident Horst Köhler. Ihm scheint es völlig fremd
zu sein, sich zu Prinzipien zu bekennen. Stattdessen richtet
er seine Worte und seine Handlungen danach aus, was ihm
gerade  opportun  erscheint.  :„Jetzt  muss  jedem
verantwortlich  Denkenden  in  der  Branche  selbst
klargeworden  sein,  dass  sich  die  internationalen
Finanzmärkte zu einem Monster entwickelt haben, das in
die Schranken gewiesen werden muss.“ Nötig seien eine
strengere  Regulierung  [!],  hat  er  im  Mai  2008  in  einem
STERN-Interview  geäußert.  Wer  oder  was  „die
internationalen Finanzmärkte“ nun konkret verkörpert und
wer  oder  was  nun  „monströs“  handelt  (bzw.  wie  sich
„Monster“  staatssozialistisch  regulieren  lassen)  –  dazu
verweigert unser Bundespräsident eine Aussage.

 Köhler  hat  in  seiner  ganzen  vergangenen  Amtszeit
Profitstreben  und  individuelle  Freiheit  nicht  einmal
ansatzweise  verteidigt.  Im  Gegenteil  –  neben  seinen
antikapitalistischen Ausfällen engagiert er sich klischeehaft
für diktatorische afrikanische Regime und zelebriert einen
vor-aufklärerischen  Religions-  und  Gemeinwohlkult:  „Mit
dem Eintritt des Christentums in die antike Welt bekam die
moralische Pflicht zur Hilfe und Fürsorge für den anderen
eine  Dringlichkeit,  die  es  vorher  und  anderswo  so  nicht
gegeben hatte. Das Gebot der Nächstenliebe wurde direkt
mit dem Verhältnis zu Gott verknüpft. Und der Nächste, das
war potentiell jeder andere, gerade der Ärmste. Die tägliche
Praxis  der  ersten  Christen,  sich  um  die  Armen  und
Kranken,  die  Witwen  und  Waisen  zu  kümmern,  war  die
sichtbare  Seite  eines  neuen  Verhältnisses  zum anderen,
der einen angeht. Diese gelebte Solidarität und der Geist,
aus dem sie stammt, haben Europa tief geprägt, zivilisiert
und mit zu dem gemacht, was es ist.“ [...]“Beten Sie für die
Wirtschaft”,  rief  er  Ordensschwestern  zu,  nachdem er  in
seiner  jüngsten  Berliner  Rede den Religionsunterricht  für
unverzichtbar erklärt und hervorgehoben hat, wie wichtig es
sei, dass auch in der Schule die Frage nach Gott gestellt
wird. (hpd) 

Da der für die Wirtschaft betende und regulierungswütige
Horst  Köhler  nicht  nur  der  Kandidat  der  Unionsparteien,
sondern auch der Kandidat unserer Mutterpartei FDP sein
wird, muss man bei solchen Lafontaine-esquen pauschalen
Kapitalismus-Beschimpfungen die  Frage  stellen,  was  das
mit  „liberal“  oder  „Liberalismus“  zu  tun  hat.  Die  Antwort
lautet schlicht und ergreifend: Gar nichts!Selbstverständlich
kann  jedem  Menschen  einmal  ein  verbaler  Ausrutscher
unterlaufen und es muss auch erlaubt 
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„Umfaller“,  „Prinzipienlose“  oder  „Opportunist“  sind  dabei
noch gemäßigte Bezeichnungen für dieses Verhalten, das
eigentlich  noch  deutlichere  Worte  verdient.  Rot-rot-grüne
Bündnisse werden wir in Zukunft häufiger erleben und sie
sind,  wenn  man die  Wahlkampfrhetorik  außen  vor  lässt,
auch  durchaus  stringent  im  Sinne  politischer
Schnittmengen. Hätte sich Frau Ypsilanti in Hessen durch
ihre Beteuerungen vor der Wahl nicht in einen Wortbruch
hineinmanövriert,  dann  müsste  man  sagen,  dass  das
angestrebte  Bündnis  in  Wiesbaden  aufgrund  der
politischen  Schnittmengen  seiner  Partner  folgerichtig  ist,
was  auch  die  Vertreter  bürgerlicher  Parteien  einräumen
müssten. Doch bei der Wahl des Bundespräsidenten geht
es eben nicht um politische Entscheidungen über regionale
Verkehrsprojekte oder eine Schulreform. Wie Frau Schwan
selber  bemerkt,  soll  der  Bundespräsident  das  Land
repräsentieren.  Er/sie  ist  Spiegelbild  und  Aushängeschild
der  Gesellschaft  und  sollte  durch  eine  integre  wie
moralische  Person  verkörpert  werden.  Wer  aber  glaubt,
sich mit Stimmen der Linkspartei ins Amt bringen, und sich
damit  auf  Kräfte  stützt,  die  nicht  in  der  Lage  sind,  den
Unrechtsstaat  DDR  als  solchen  eindeutig  und  ohne
Beschönigungen so zu benennen, tut unserem Land keinen
Gefallen,  weil  man  eine  notwendige  Aufarbeitung  der
Geschichte vernebelt. Ein überparteilicher Repräsentant ist
man durch ein  solches Manöver auf  jeden Fall  nicht.  Im
Gegenteil:  Frau  Schwan  stellt  durch  ihr  Verhalten  ihr
persönliches  und  moralisches  Versagen  deutlich  zur
Schau,  von  der  strategischen  Dummheit  der  SPD  über
diesen Weg mal ganz zu schweigen. Denn auch wenn es
selbstverständlich  das  gute  demokratische  Recht  der
Sozialdemokraten  ist,  mit  Unterstützung  von  wem  auch
immer,  Kandidaten  zu nominieren,  durch diese politische
Geschmacklosigkeit  wird  sich die  SPD den Weg zur  nur
wenige Monate später angestrebten Ampelkoalition – Gott
sein Dank! – selber verbauen.

von Mathias Badenhop für 

Herrn Köhler und 

Constantin Papaspyratos für 

Frau Schwan

zwei alte Schlachtrösser unseres Verbandes 

sein,  im  Wahlkampf  „massenkompatible“  Formulierungen
zu  finden  (auch  wenn  Köhler  bislang  immer  vehement
abgestritten  hat,  einen  Präsidentschaftswahlkampf  führen
zu wollen).  Diese Frage stellt sich bei Host Köhler jedoch
nicht. In seiner dritten „Berliner Rede“ hat er sich in einer
Art  und Weise geäußert,  die  DIE WELT als „Köhler  pur“
bezeichnet hat. Konkret hat er dort allen Ernstes behauptet,
Unternehmensgewinne wären nur solange gut, solange sie
dem „Allgemeinwohl“  dienlich seien. Hätten Unternehmen
das freie  Unternehmertum so konsequent  vernachlässigt,
wie es hier Horst Köhler fordert, dann hätten wir jetzt immer
noch  die  gleichen  Dampfmaschinen  wie  zu  Zeiten  der
Industriellen  Revolution,  aber  wir  hätten  keine  Luft-  und
Raumfahrt, kein Internet, keine Kernenergie und mitnichten
unser heutiges Wohlstandsniveau.

 Es ist demoskopisch unbestreitbar, dass Horst Köhler als
beliebt  wahrgenommen wird. Aber das ist  und kann kein
Kriterium für die Bewertung seiner ethischen Grundhaltung
und  seiner  politischen  Leistung  sein  (wobei  eine  seiner
politischen Leistungen darin besteht, die Voraussetzungen
dafür  geschaffen  zu  haben,  dass  wir  von  einer  Großen
Koalition regiert werden). Es ist auch nicht ungewöhnlich,
dass Bundespräsidenten beliebt sind. Sie waren es in der
Regel  immer.  Bei  einer  Präferenzentscheidung  für  einen
Kandidaten gilt aber vor allem zu berücksichtigen, dass das
Amt  des  Bundespräsidenten  überparteilich  ist  (was  auch
von  allen  relevanten  Akteuren  fortlaufend  betont  wird).
Unter diesem Gesichtspunkt ist es nicht akzeptabel, wenn
dann  doch  wiederum  –  wenn  es  dann  um  die
Mehrheitsfrage  geht  –  angefangen  wird,  in
Koalitionskategorien zu denken. 

Hier  wird  keine  Parteienkoalition  gewählt,  sondern  eine
Person,  deren  Parteizugehörigkeit  sekundär  ist.  Gesine
Schwan macht ein Angebot, und dieses Angebot ist ihren
Äußerungen nach alles andere als parteipolitisch opportun,
sondern sehr differenziert. Wer bereit ist,  dieses Angebot
anzunehmen, der sollte sie wählen, wer nicht, der wählt sie
eben  nicht.  Wenn  „Die  Linke“  Frau  Schwan  wählt,  aus
welchen opportunistischen Motiven auch immer, dann kann
man dies Gesine Schwan zum Vorwurf machen, zumal sie
sich mehr als deutlich von der „Die Linke“ abgegrenzt hat
(wobei sich „Die Linke“ schon festgelegt hat:  „[es] spricht
nichts für die Wahl von Frau Schwan”, sagte Partei-  und
Fraktionschef  Oskar  Lafontaine  auf  stern.de).  Die
Möglichkeit,  bestimmte  Stimmen  abzulehnen,  ist  im
Wahlmodus  nicht  vorgesehen  (Horst  Köhler  wurde  bei
seiner ersten Wahl mit einem Vorsprung von zwei Stimmen
gewählt, darunter ein Ex-Nazi und ein Ex-FDJ-Kader).  Vor
allem hat  sich Gesine Schwan aber  –  im Gegensatz  zu
Horst Köhler – zu liberalen Grundwerten geäußert, die an
Deutlichkeit  nichts  zu  wünschen  übrig  lassen:
“Kapitalistische Marktwirtschaft und Demokratie haben die
gleichen  Wurzeln:  den Liberalismus.”  (Die  Welt,  25.  Juni
2008)

 Folglich  stellt  aus  liberaler  Perspektive  die  Kandidatin
Gesine Schwan im Zweifelsfall eindeutig die bessere Wahl
dar  als  ein  Horst  Köhler,  der  im  Deckmantel  des
Marktwirtschaftlers  die  ethischen  Fundamente  für  „Die
Linke“  legt  und  damit  ein  schlimmerer  Gegner  für
Marktwirtschaft  und  Liberalismus  ist  als  eine  gemäßigte
Sozialdemokratin  wie  Gesine  Schwan  es  jemals  sein
könnte.
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Gitta:  „Was  möchtest  du  bewegen/
erreichen,  wenn  du  auf  Platz  2  gewählt
wirst?“    

Sebastian :  „Ich  möchte  dem  FDP  Landesverband
zusammen  mit  den  Julis  eine  personelle
Zukunftsperspektive  anbieten.  Stil  und  Inhalt  der
Politik  sowie  der  innerparteiliche  Umgang  sind  in
unserem Landesverband derzeit von einigen wenigen
Personen geprägt. Ich möchte hier eine Veränderung
erreichen und z.B. die teamorientierte Arbeit der Julis
stärker etablieren; mir erscheint das bei der FDP auf
Landesebene zu oft auf die eigene Person und den
eigenen  Einfluss  fokussiert.“  

Gitta: „Was für Ziele hast du dir gesteckt?“ 

Sebastian:  „Meine inhaltlichen Ziele möchte ich auf
zwei  Schwerpunktthemen  konzentrieren:  

1.Generationengerechtigkeit  

Seit  vielen  Jahren  betreiben  die  politisch
Verantwortlichen aller Parteien eine Politik zu Lasten
unserer  Generation  und  der  nachfolgenden.  Das
jüngste  Beispiel  ist  die  Rentenerhöhung.  Dies  war
eindeutig  eine  populistische  Maßnahme  und  das
hatte  nichts  mit  weitblickender  Haushalts-  und
Finanzpolitik  zu  tun.  Die  Erhöhung,  die  beim
einzelnen  Rentner  ankommt,  ist  verschwindend
gering  und  taugt  kaum  dazu,  die  finanziellen
Verhältnisse signifikant zu verbessern. Insgesamt  ist
die  Erhöhung  wiederum  ein  Summe,  die  einer
Entschuldung  und  Konsolidierung  des  Haushalts
fehlt.  Dieses Denken von der Tapete bis  zur  Wand
muss ein Ende haben und die weitere Verschuldung
der öffentlichen Haushalte muss gestoppt werden –
und das in einem gesamtgesellschaftlichen Kraftakt,
einen  Generationenkonflikt  gilt  es  in  jedem  Fall  zu
vermeiden.  

2.Bürgerrechte  vs.  Innere  Sicherheit:  

Ich  möchte  die  von Schily  nach 2001  eingeführten
und  unter  der  großen  Koalition  weiter  geplanten
Beschränkungen  der  Freiheitsrechte  in  unserer
Gesellschaft  kritisch  hinterfragen  sowie  den  Erfolg
der  einzelnen  Maßnahmen  wie  Rasterfahndung,

Lauschangriff,  Vorratsdatenspeicherung  und weitere
auf  den  Prüfstein  stellen.  Wenn  Maßnahmen  sich
nicht  bewähren  oder  als  stumpfes  Instrument
erweisen  wie  es  z.B.  bei  der  Rasterfahndung
nachweislich  der  Fall  ist,  gehört  das  abgeschafft.
Weitere  Eingriffe  wie  eine  Ausweitung  des
Lauschangriffs,  der  Spähangriff  oder  staatliche
Datenspionage müssen verhindert werden. Für viele
dieser Maßnahmen gilt: sie nehmen zuviel und geben
zu wenig. Dies kann nicht die Basis einer zivilisierten
und  aufgeklärten  Bürgergesellschaft  sein.“  

Gitta: „Wann hast du gemerkt, dass du mehr
möchtest als eine JuLi-Basismitgliedschaft?“

Sebastian: „Ich wirke gerne aktiv an den politischen
Entscheidungsprozessen mit. Meine erste Erfahrung
habe ich nach Gründung der Liberalen Schüler Kiel
1992/93  und  später  im  Juli-Kreisvorstand  Kiel
gemacht.  Es gab dort  erste Erfolge,  ich konnte die
Schulpolitik  der  FDP  mit  meinen  damaligen
Mitstreitern mitgestalten. Es reicht mir nicht, ständig
nur zu meckern oder an den Entscheidungen anderer
zu  zweifeln,  sondern  ich  möchte  einen  eigenen
Beitrag  leisten.  

Gitta: „Wie  stehen  deine  Verwandten,
Bekannten  und  Arbeitskollegen  zu  deiner
Kandidatur?“  

Sebastian: „Ich erfahre aus dem privaten Umfeld viel
Zuspruch  und  diese  Unterstützung  ist  wichtig  für
mich. Meine Familie und mein  Freundeskreis stehen
zu meinen Plänen und sind wichtige Ansprechpartner
für mich, um außerhalb der Gremien- und Parteiarbeit
auch  „normal“  diskutieren  zu  können  oder  andere
Sichtweisen  zu  reflektieren.“  

Gitta: „Wie  willst  du  es  schaffen,  eine  so
wichtige Position auszufüllen und  zusätzlich
Vollzeit zu arbeiten?
Wo  bleibt  da  dein  Privatleben?“ 

Sebastian:  „Die doppelte Belastung mit einem Beruf
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und  der  ehrenamtlichen  Arbeit  als  Kandidat  ist
tatsächlich eine hohe Belastung insbesondere in der
Wahlkampfzeit.  Mir  stehen  im  Gegensatz  zu
amtierenden  Abgeordneten  keine  Mitarbeiter  oder
eine flexiblere Zeiteinteilung zur Verfügung, um in der
Partei und in der Öffentlichkeit durchgehend Präsenz
zu zeigen. Ich arbeite unter der Woche jeden Tag ca.
9-10  Stunden  und  am  Abend  sowie  an  den
Wochenenden  für  die  Partei  sowie  für  meine
Kandidatur.  Das  gelingt  nur,  weil  meine  Freundin
meine  Pläne  unterstützt,  ein  Privatleben  ist  in  den
kommenden Wochen kaum möglich  –  aber  das  ist
mein  Einsatz  und  ich  bin  mir  bewusst,  worauf  ich
mich einlasse, da ich bereits bei der letzten Wahl als
Direkt-  und  Listenkandidat  für  die  Julis  angetreten
bin.  

Gitta:  „Hast Du jemals daran gedacht, alles
hinzuschmeißen und die hohe Belastung zu
vermeiden?“ 

Sebastian: „Solche Momente gab es sicher und wird
es  auch  im  Falle  eines  Erfolgs  immer  mal  wieder
geben.  Aber  ich  besinne  mich  dann  auf  meine
ursprüngliche  Motivation,  warum  trete  ich  an,  was
möchte ich ändern und was habe ich schon erreichen
können.  Und  in  diesen  Momenten  lese  ich  dann
immer  wieder  das  Zitat  von  Platon:  
„Diejenigen,  die zu  klug sind,  sich in  der  Politik  zu
engagieren,  werden dadurch bestraft,  dass sie von
Leuten  regiert  werden,  die  dümmer  sind  als  sie
selbst.“  

Gitta: „Hast  Du  politische  Vorbilder?“ 

Sebastian: „Ich eifere nicht einer bestimmten Person
oder einem Vorbild nach. Es gab und gibt Menschen
in  der  Politik,  die  mich  beeindrucken.  Die  meisten
stammen allerdings aus der Vergangenheit und sind
nicht mehr politisch aktiv. Ich sehe heute viel Figuren,
die weder Inhalte noch persönliche Integrität  haben
oder  hohle  Phrasen  in  Talkshows  von  sich  geben.
Einige sehen Politik auch nur als Spielfeld für eigene
Ego-Trips  und  die  Befriedigung  mit  Macht  und
Einfluss  an.  
Viele sehen sich für  Ämter und Positionen berufen,
ohne vorher wirklich etwas bewegt oder geleistet zu
haben.  
Auch  das  ist  ein  Grund  mehr  für  mich,  hier  selbst
anzutreten. Ob ich es dann wirklich besser kann und
tue,  müssen  andere  beurteilen.  Für  mich  ist  es  in
jedem Fall wichtiger, ein Amt auszufüllen und nicht es
zu  bekleiden.  
Wenn ich mir z.B. die Aufzeichnung der Debatte im
Bundestag  anläßlich  des  Wechsels  der  sozial-
liberalen Koaltion zu einem Bündnis mit der CDU im
Jahre  1982  ansehe,  bin  ich  immer  wieder  erneut

ergriffen, mit wie viel Herzblut, Leidenschaft und auf
welch  hohem  intellektuellen  Niveau  dort  gestritten
und  diskutiert  wurde.  Eine  solche  Qualität  in  der
politischen  Debatte  habe  ich  in  den  aktuellen
Parlamentsrunden  auf  Bundes-  und  Landesebene
nicht häufig wieder gesehen. Aber das zeigt mir, wie
wichtig es ist, hier andere Akzente zu setzen als die
der  Beliebigkeit  und  der  inhaltlichen  Leere.“  

Gitta: „Gab  es  prägende  Ereignisse,  die
Deinen Entschluss in  die Politik  zu gehen,
beeinflusst  haben?“ 

Sebastian: „Es  gab  vor  allem  zwei  Ereignisse:  
Im  Geschichtsunterricht  spielte  meine  damalige
Lehrerin eine Tonaufzeichnung aus dem Jahre 1933
ab. Darauf war die letzte Rede eines demokratischen
Abgeordneten im Reichstag vor der Machtergreifung
Hilters  zu  hören.  Otto  Wels,  der  damalige  SPD
Fraktionsvorsitzende,  sprach  sich  darin  gegen  das
Ermächtigungsgesetz der NSDAP aus und apellierte
ein  letztes  mal  für  die  Demokratie  und  gegen  die
Dikatatur  –  immer  wieder  unterbrochen  von  dem
Gepöbel und Gejohle der NSDAP Abgeordneten und
mit  der  eigenen  Verhaftung  sowie  Repressalien
unmittelbar nach der Sitzung musste Wels rechnen.
Die  bürgerlichen  Parteien  hatten  hingegen versagt.
Ein SPD Mann hat in mir also das Engagement für
Freiheit  und  die  Demokratie  geweckt.  Solch
herausragende  Charaktere  gibt  es  in  der  SPD
allerdings  schon  lange  nicht  mehr.  Das  hat  mich
damals  unheimlich  stark  beeindruckt.  

Zweites  prägendes  Ereignis  war  der  Besuch  der
Gedenkstätte  in  Berlin-Hohenschönhausen,  einem
ehemaligen Zuchthaus der Staatssicherheit zu DDR
Zeiten.  Ich  nahm  an  einer  Führung  durch  einen
ehemaligen  Häftling  teil.  Es  war  erschütternd  zu
sehen  und  zu  hören,  wie  perfide  und
menschenverachtend dieses Regime in der DDR mit
Oppositionellen und Andersdenkenden umgegangen
ist. Wer auch immer Zweifel daran haben sollte, ob
sich der Einsatz für eine freiheitliche Rechtsordnung,
die Freiheit des Andersdenkenden sowie gegen jede
Art  von  einem  staatlichen  Übergewicht  in  der
Gesellschaft  lohnt,  der  möge  sich  diese  Stätte
ansehen, hinhören und nachdenken. Wenn ich dann
heute  die  Linke  von  geplanter  Verstaatlichung  der
Wirtschafts- und Lebensverhältnisse fabulieren höre,
sowie  die  Verharmlosung  oder  Verleumdung  der
eigenen Vergangenheit registriere, wird mir speiübel
–  und  das  treibt  mich  weiter  an,  hier  Position  zu
beziehen und den Mund aufzumachen.“ 
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Lebenslauf von Sebastian Blumenthal

Geboren: 1974

Politisch:  

Mitglied bei den Julis seit 1992 

1992 - 1993 Vorsitzender Liberale Schüler
Kiel 

1994 – 1996 Kreisvorsitzender Julis Kiel 

1996 Leiter des Wahlkreisbüros
Bundesminister a.D. Schmidt-Jortzig 

1996 – 2000 Landesvorstand Julis SH, 1998
– 2000 Vorsitzender 

1999 – 2001 Beisitzer der Julis im
Landesvorstand FDP SH 

-2005 Spitzenkandidat der Julis SH zur
Bundestagswahl, Listenplatz Drei 

-Direktkandidat zur Bundestagswahl im
Wahlkreis 5 (Kiel, Altenholz,  Kronshagen)

-Seit 2004 stv. Kreisvorsitzender FDP Kiel 

-Direktkandidat zur Bundestagswahl 2009
im Wahlkreis Kiel, Altenholz, Kronshagen 

-Schwerpunkte: Generationengerechtigkeit,
Bürgerrechte/ Innere Sicherheit 

Privat:  

Wohnort: Kiel 

Beruf: Consultant, IT
Unternehmensberatung 

Studium: Multimedia Production,
Fachhochschule Kiel 

Hobbies: Fußball, Badminton, Beach
Volleyball , Literatur 

Bericht vom Landekongress der
JuLis-SH am 07.09.2008 in

Heiligenstedten

Am  Sonntag,  den  7.  September,  trafen  sich  40
Schleswig-Holsteiner JuLis gemeinsam mit  weiteren
10 Gästen in Heiligenstedten (Kreis Steinburg) zum
zweiten  Landeskongress  in  diesem  Jahr.
Als besonderes Ereignis stand die Wahl eines JuLi-
Spitzenkandidaten für die Bundestagswahl 2009 auf
der  Tagesordnung.  Einstimmig,  bei  zwei
Enthaltungen,  entschieden  sich  die  anwesenden
JuLis dabei für den 34jährigen Sebastian Blumenthal.
Der stellvertretende  Kreisvorsitzende  der  FDP-Kiel
und ehemalige Landesvorsitzende der JuLis kündigte
während seiner Vorstellungsrede an, dass er auf der
Landesvertreterversammlung  der  FDP  Schleswig-
Holstein im November diesen Jahres für Platz 2 der
Landesliste  kandidieren  möchte.  Damit  wird
Sebastian  gegen  die  derzeitige
Bundestagsabgeordnete  Christel  Happach-Kasan
aus dem Kreis Herzogtum-Lauenburg antreten. 

Ein  weiterer  Tagesordnungspunkt  auf  dem
Landeskongress  war  die  Rede  des
parlamentarischen  Geschäftsführers  der  FDP-
Landtagsfraktion,  Ekkehard  Klug.  Der
Bildungsexperte ging dabei auf die Schulreform und
weitere,  aktuelle  landespolitische  Themen  ein.
Außerdem wählten die JuLis ihre Delegierten für die
nächsten  beiden  Bundeskongresse.  Die  9
Delegiertenmandate  erhielten  dabei  Patrick  Löffel,
Nils  Meppen,  Christopher  Vogt,  Knut  Voigt,  Torsten
Weigelt,  Florian  Krätz,  Christine  Schulze-Grotkopp,
Lee-Ann Fehse und Pia Heyne. Zu Ersatzdelegierten
wurden  Christian  Koch,  Jon  Klückmann,  Sebastian
Kosok,  Mira  Kraft,  Tave  Hoof,  Thomas Bellizzi  und
Mario  Mügge  gewählt.  Auf  Anfrage  des
Landesvorsitzenden  sprach  sich  eine  Mehrheit  des
Landeskongresses  dafür  aus,  aufgrund  einer  sehr
großen  Anzahl  von  häufig  sehr  langen,  kurzfristig
eingereichten  Änderungsanträgen  und  der
fortgeschrittenen  Zeit  die  Beratung  über  das
Grundsatzprogramm  auf  den  folgenden
Landeskongress im Frühjahr zu verschieben und die
Zeit  bis  dahin  für  eine  weitere  intensive
Auseinandersetzung mit dem Grundsatzprogramm zu
nutzen.  Dies  ermöglichte  auf  dem  Landeskongress
mehr  Zeitraum  für  die  dann  nachfolgende,  sehr
konstruktiv verlaufende Antragsberatung. 

von Oliver Kumbartzky

Stv.JuLi-Landesvorsitzender
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JuLis schließen symbolische
Vereinbarung mit der Landjugend

Am  20.  September  2008
besuchte  unser
Landesvorsitzender,
Patrick  Löffel,  die
Landesversammlung  des
Landjugendverbandes
Schleswig-Holstein  in  Kiel.

Auf der Tagesordnung stand eine Podiumsdiskussion
an der neben Patrick, die Segeberger Landrätin Jutta
Hartwieg  (SPD),  der  stellv.  Landrat  aus  Steinburg
Heinz  Seppmann  (CDU)  und  Fabian  Frei  von  den
Grünen  teilnahm.  Es  handelte  sich  um  keine
gewöhnliche  Podiumsdiskussion,  sondern  um  ein
„LaJuPardy“. Bei dieser Spielform äußerten sich die
vier  Teilnehmer  nacheinander  zu  vier  politischen
Forderungen des Landjugendverbandes. Nach jeder
Runde  hatten  die  Mitglieder  des
Landjugendverbandes  im  Publikum die  Möglichkeit,
per  Handzeichen  zu  symbolisieren,  welchem
Podiumsgast sie am meisten zustimmten. 

Die Zustimmung wurde in Punkten festgehalten und
am  Ende  konnte  Patrick  mit  einem  deutlichen
Vorsprung  (59)  vor  der  Segeberger  Landrätin
Hartwieg (31) die meisten Punkte sammeln. 

Abschließend  traf  Patrick,  stellvertretend  für  die
Jungen  Liberalen  Schleswig-Holstein,  mit  dem
Landjungendverband die symbolische Vereinbarung,
einen  Vertreter  der  Landjugend  zukünftig  zu
Veranstaltungen  der  JuLis  einzuladen,  um  den
Austausch zwischen beiden Verbänden zu stärken. 

Kreiskongress in Herzogtum-
Lauenburg

Schwarzenbek.  Der
Kreisverband  Herzogtum
Lauenburg  der  Jungen
Liberalen hat  einen neuen
Vorstand gewählt. Auf dem
Kreiskongress  am  18.  Juli

2008 in Schwarzenbek wurde der Aumühler Schüler
Leon-hard  Veenendaal  gewählt.  Er  wird  damit
Nachfolger  von  Kerstin  Harten  gewählt,  die  nicht
aufgrund  eines  längerfristigen  Praktikums  nicht  er-
neut  für  den  Posten  kandidierte  und  nun  als
Beisitzerin  weiter  wirkt.  Nach  drei  erfolgreichen
Jahren an der Spitze wurde ihr besonders ge-dankt.

Als  Stellvertreter  Veenendaals  wurde  Christian
Eggert  gewählt.  Schatzmeisterin  bleibt  Nadine
Noglick.  Die  Beisitzer  Vincent  Stamer  und  Florian
Koch komplettieren den Vorstand. 

Der  18jährige  neue  Kreisvorsitzende  war  bisher
bereits  Stellvertreter  gewesen.  Auf  dem  gut
besuchten Kreiskongress  mit  Gästen aus  weite-ren
Kreisverbänden  setzte  er  sich  einstimmig  ohne
Gegenkandidat  durch.  Die  JuLis  konnten  sich
weiterhin über die Unterstützung der FDP freuen und
blicken auf einen erfolgreichen Kongress zurück. 

In Zukunft möchte man sich verstärkt um inhaltliche
Arbeit  und  die  Ausarbeitungen  von  Anträgen
kümmern.  Neben  Aktionen  will  der  Vor-stand  auch
durch  eine  neue  Internetpräsenz  die  politische
Landschaft im Kreis beleben. Dabei ist den JuLis der
Bezug auf die junge Generati-on und die Möglichkeit,
die  Themen  in  der  FDP  einzubringen,  besonders
wichtig. 

Juli-Kreisverband in Steinburg neu
gegründet

Am  13.07.2008  wurde  in
Steinburg  ein  neuer  JuLi-
Kreisverband  gegründet.
Zur
Gründungsversammlung
im Gasthof „Zur Erholung“
kamen  vier
Gründungsmitglieder,
Patrick Löffel, Franziska Spitzer und Nils Meppen aus
dem  Landesvorstand  sowie  Willi  Göttsche,  Britta
Reimers, Stefan Goronczy, Dieter Kröhn und Tobias
Rückerl  von  der  FDP Steinburg.  Die  Versammlung
wurde  um  15  Uhr  durch  Grußworte  vom  JuLi-
Landesvorsitzenden  Patrick  Löffel  und  vom  FDP-
Kreisvorsitzenden  Willi  Göttsche  eröffnet.  In  den
anschließenden  Wahlen  wurde  Timo  Priefer  zum
Vorsitzenden  und  Fynn  Göttsche  (nicht  mit  Willi
Göttsche verwandt) zu seinem Stellvertreter gewählt.
Als  Kassenwartin  wurde  Jana  Tiedemann-Hein
gewählt,  Kathrin  Thießen  wurde  Beisitzerin.  Gegen
ca.  16  Uhr  endete die  Versammlung,  nachdem die
FDP zuvor tatkräftige Unterstützung zusagte. Der KV
Steinburg wird nun in nächster Zeit versuchen mehr
Mitglieder  zu  bekommen,  jungen  Menschen  Politik
näher zu bringen und die Steinburger auf die Vorteile
liberaler Politik aufmerksam zu machen. 
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„Nein  tut  mir  Leid,  da  hab  ich  schon  was  vor.
Obwohl…Wir könnten uns noch kurz nach der Arbeit
treffen. So von 18 bis 18:30 Uhr. Danach muss ich
aber zum Sport und abends will ich noch was für die
JuLis  machen.  Nächste  Woche?  Also  da  bin  ich
eigentlich schon total verplant. Wolltest du eigentlich
noch etwas trinken? Gut, ich muss nämlich jetzt auch
los. In 30 Minuten fängt mein Yoga-Kurs an.“ 

Wem  kommt  diese  Situation  bekannt  vor?  In  den
letzten Jahren hat sich unser Leben stark verändert.
Nicht  nur  im  Beruf  werden Termine geplant  und in
Outlook Zeiträume geblockt. Auch in der Freizeit hat
fast  jeder  einen Kalender  oder  Organizer.  Effizienz
und Zeitmanagement helfen uns dabei, immer mehr
Dinge in weniger Zeit zu schaffen. 

Viele Menschen wollen auch nach der Arbeit so viel
wie  möglich  schaffen,  damit  sie  ihr  Leben  voll
auskosten  können.  Sport,  Verabredungen  zum
Essen;  Partys,  kurz  mal  ein  Wochenende  eine
Städtereise  machen  und  nebenbei  noch  ein
Fernstudium in  BWL.  Beziehungen  dürfen  natürlich
auch nicht  zu  kurz kommen. Je mehr  man schafft,
desto  besser.  Welcher  Gott  hat  Wellness-
Wochenenden  erfunden?  Herrlich  wenn  man  nur
zwei  Tage  braucht,  um  wieder  für  ein  halbes  Jahr
Kraft und Energie zu tanken. 

Ein Tag hat 24 Stunden! 6 Stunden Schlaf reichen ja
wohl. Abzüglich 10 Stunden Arbeit oder Uni. Bleiben
noch 8 Stunden Freizeit. Die müssen genutzt werden.
Der  Heimweg  im  Bus  oder  zu  Fuß  kann  gut  für
Telefonate  mit  dem  Handy  genutzt  werden.  Bloß
keine  Zeit  verschenken.  Die  schreitet  unerbittlich
weiter.

Aber  mal  ehrlich:  Kann  man  einen  Abend  mit  1,5
Stunden gesteckter Zeit mit der besten Freundin oder
dem besten Freund wirklich genießen? Wie fühlt man
sich am Mittwoch, wenn man zuvor am Wochenende
zum  Wellness  gewesen  ist?  Hält  da  die  Erholung
noch an? Hat man die Kraft und die nötige Ruhe den
anstrengenden  Alltag  zu  bewältigen,  wenn  man
ständig  nur  unter  Strom  steht  und  sich  keine
Erholung gönnt?

So schön auch all die neuen Erfindungen wie Coffee-
to-go, Zeitmanagement und Organizer auch sind. Sie
bringen  neue  Probleme  mit  sich.  Lange
Erkrankungen  bedingt  durch  Stress,  auch  genannt
„Burn-Out-Syndrom“  kommen  immer  häufiger  vor.
Das  ist  nichts  anderes  als  die  Notbremse  des
Körpers.  Eine  Art  Nervenzusammenbruch.  Ist  man

erst an dem Punkt angelangt, kann man erst einmal
lange Zeit gar nichts tun. 

Hand aufs  Herz!  Ist  ein Leben unter  Zeitdruck und
Stress wirklich erstrebenswert? Ein Grund warum es
uns heute so vor kommt, als wenn die Zeit  viel  zu
schnell vergeht, ist dass wir alles schon einmal erlebt
haben und einfach nur  ein Ereignis  an das andere
reihen  –  Tag für  Tag.  Klar  schafft  man mehr,  aber
Stress verkürzt auch das Leben. 

Und ein toller Urlaub mit der Freundin/ dem Freund,
wo man sich Zeit für einander nimmt und einfach nur
das  Wetter  und  das  gute  Essen  genießt,  bleibt
bestimmt  besser  im  Gedächtnis,  als  ein  Städtetrip
nach  Rom,  wo  man  schnell  Sightseeing  und
Shopping macht und auch schon wieder nach Hause
fährt.

Wer sich regelmäßig Erholung gönnt, jeden Tag auch
mal ein paar Minuten zur Ruhe kommt und sich für
eine Verabredung oder einen Termin genügend Zeit
nimmt, wird nicht nur gesünder und ausgeruhter sein.
Er  wird  gelassener,  überlegter  und  souveräner  mit
Problemstellungen  umgehen  und  freundlicher  zu
seinen Mitmenschen sein.  Das  macht  die  Welt  ein
Stückchen besser.  Und wer  weiß…Vielleicht  stellen
wir in fünf oder sechs Jahren fest, dass ein Kaffee bei
einem  Plausch  mit  dem  Kollegen  im  gemütlichen
Sessel viel schöner ist, als ein Coffee-to-go.

von Gitta Wicknig
Beisitzerin im Juli- Landesvorstand 
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Chinas  Wirtschaftswachstum ist  für
viele Europäer immer noch kaum zu
begreifen  -  gerade  wir  Jüngere
kennen so starke Veränderungen in

so  kurzer  Zeit  aus  eigener  Erfahrung  nicht.  Die
deutschen Medien waren in den letzten Jahren und
besonders im Vorfeld der Olympischen Spiele voll mit
Berichten über China, deren Tenor zumeist zwischen
Staunen,  Unverständnis  bzw.  heftiger  Kritik  und
Angstmacherei schwankte. Aber wenn man sich ein
bisschen weniger oberflächlich mit China beschäftigt,
erhält  man  mitunter  überraschende  Einblicke.  Die
Sicht  der  Welt  auf  den  erwachenden  asiatischen
Riesen  richtet  sich  größtenteils  auf  die  Tatsachen,
dass  China  binnen  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  zur
Werkbank der Welt geworden ist, dass das Regime
die  Menschenrechte  im  großen Stil  mit  Füßen tritt,
und auch zunehmend darauf, dass China gewaltige
soziale und ökologischen Probleme hat. Dies ist zwar
alles  richtig,  aber  ich  finde,  dass  bei  der  Fülle  der
Berichte  über  China,  mit  denen  man  in  der
vergangenen  Zeit  förmlich  überschwemmt  wurde,
viele  Aspekte  entweder  gar  nicht  oder  nur
unzureichend betrachtet wurden.
 
Ich  finde,  man  erkennt  die  Situation  eines  Landes
immer  gut  daran,  wie  es  um  die  junge Generation
steht.  Während  diese  bei  uns  gern  depressiv  dem
drohenden Abstieg entgegensieht, wirkt die Jugend in
China – vor allem in den boomenden Großstädten an
der Ostküste – geradezu so, als wenn sie es kaum
erwarten  kann,  dass  China  den  Westen  endlich
einholt  –  sogar  überholt.  Der  weit  verbreitete
Nationalismus  der  chinesischen  Mehrheit  hat  alle
Gesellschaftsschichten  und  Generationen
durchdrungen  und  der  Glaube  der  Jugend  an  ihre
Nation  erinnert  mich  mitunter  an  amerikanische
Jugendliche in früheren Jahren, für die es undenkbar
schien,  dass  es  eine  Nation  auf  der  Welt  gibt,  die
großartiger sein könnte als die eigene.
 
Die  chinesische  Geschichte  ist  lang  und  voller
dramatischer  Katastrophen,  deshalb  hört  man  in
China sehr oft, dass es den Chinesen noch nie so gut
ging  wie  heute.  Dies  gilt  nicht  nur  für  die
wirtschaftliche  Situation  vieler  Chinesen,  sondern
auch  für  die  persönliche  Freiheit.  Die  reiche
chinesische Kultur  führt  einen immer wieder  darauf
zurück,  dass  das  Wichtigste  im  Umgang  mit
Chinesen  ist,  dass  man  einen  Gesichtsverlust des
Gegenübers  auf  jeden  Fall  vermeiden  muss.  Ein
solcher  Gesichtsverlust  kann  schon  durch  –  im
westlichen Sinne – Kleinigkeiten verursacht werden.

Wenn  man  sich  den
ausgeprägten
Nationalismus  -  oder
etwas  neutraler  ausgedrückt  –  Nationalstolz  der
Chinesen vor Augen führt, verwundert es nicht, dass
heftige  Kritik  an  der  chinesischen  Regierung  das
Verhältnis  oft  sehr  stark  belastet.  Selbst  die
Chinesen,  die  eher  in  Opposition  zum  Regime
stehen, empfinden Kritik an ihrer Regierung aus dem
Ausland oft als Beleidigung ihres Landes und somit
auch ihres Volkes. 
 
Ich  möchte  damit  nicht  etwa  einen  windelweichen
Umgang  mit  Chinas  Regime  propagieren,  sondern
vor  Augen  führen,  was  manche  diplomatische
Vorgänge  in  China  auslösen.  Dass  China  den
deutsch-chinesischen Dialog zeitweise unterbrochen
hat, weil sich unsere Bundeskanzlerin mit dem Dalai
Lama getroffen hat, ist ein Beispiel dafür, dass China
mit  anderen  mächtigen Staaten  auch  nicht  wirklich
zimperlich  umgeht,  wenn  es  aus  ihrer  Sicht  einen
Gesichtsverlust  gegeben  hat.  Was  mir  aber  oft
negativ auffällt,  ist  die Arroganz und auch Ignoranz
westlicher  Medien und Politiker.  Ein Negativbeispiel
ist hierbei auch der Bundesvorsitzende der FDP, der
immer  wieder  auf  das  schwache
Wirtschaftswachstum  Deutschlands  hinweist,  indem
er  anmahnt,  dass  die  chinesische  Wirtschaft  die
deutsche mittlerweile  überholt  hat.  Ein Hinweis,  der
so  unverhältnismäßig  wie  dumm  ist,  wenn  man
bedenkt, dass China mehr als fünfzehn Mal so viele
Einwohner  hat  wie  Deutschland  und  hunderte
Millionen dort immer noch bettelarm sind. Ein Hinweis
auf den europäischen Vergleich, in dem Deutschland
tatsächlich  immer  schlechter  da  steht,  wäre  wohl
angebrachter. Ich gebe zu, ich habe einen ähnlichen
„Auftritt“  in China ebenfalls hingelegt,  als ich einem
etwas  cholerischen  Professor  (natürlich  mit  KP-
Parteibuch)  erklärte,  dass  China  den  Europäern
immer  mehr  als  aggressive  neue  Großmacht
erscheint.  Ich  habe  dabei  auf  die  neuen
Großkonzerne  Chinas  hingewiesen,  die  im  Westen
auf  Einkaufstour  gehen,  auf  das  groß  angelegte
chinesische Engagement in Afrika, auf die Ignoranz in
der Umweltpolitik etc. Er geriet daraufhin etwas aus
der Fassung und erklärte mir, dass sich Deutschland
als  eher  kleines  Land  in  Afrika  und  Asien  als
Kolonialisten aufgeführt, zwei Weltkriege angezettelt
hat und wir unsere Interessen bis heute weltweit weit
offensiver  vertreten  als  China  -  ein  etwas
unsachlicher, aber nicht von der Hand zu weisender
Hinweis.
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Ich plädiere  nach meinen Erfahrungen in China und
der Begegnung mit den Menschen dort, dass wir im
Umgang  mit  China  unnachgiebig  unsere  Werte
vertreten  und  darauf  hinweisen  sollten,  dass  die
Menschenrechte überall gelten. Ebenso sollten wir in
der Umweltpolitik stärker Hilfestellung geben, auch in
unserem eigenen Interesse. Es wäre aber hilfreich,
wenn  sich  die  Westler  weniger  als  eine  Art  neue
Kolonialisten  aufführen  würden.  Dies  ist  durchaus
nicht  übertrieben,  das  Verhalten  vieler  Westler,
darunter  auch  viele  Deutsche,  in  China  ist  alles
andere  als  vorbildlich,  sondern  vielmehr
abschreckend.
 

China befindet  sich ohne Frage auf  einem generell
positiven  Weg,  jedoch sind  die  Probleme nach wie
vor gewaltig. Die unglaubliche Umweltverschmutzung
(in Shanghai  bspw. verschwindet  die Sonne bereits
am  Vormittag  im  Smog),  die  große  Armut  der
Bevölkerungsmehrheit,  die  Tibet-Frage  und  die
schwerwiegenden Verletzungen der Menschenrechte
und  das  abflauende  Wirtschaftswachstum,  das
dringend für die Beschäftigung der ca. 300 Millionen
Wanderarbeiter  benötigt  wird,  sind  gewaltige
Probleme,  die  wir  uns  hierzulande  kaum vorstellen
können.  Aus  unserer  Sicht  muss  man  dabei  leider
auch  feststellen,  dass  die  Verletzungen  der
Menschenrechte nur ein eher kleines Problem sind,
dass von vielen Chinesen, denen es gut geht und die
ein Stück weit  Einfluss haben oder haben könnten,
nicht als großes Problem gesehen wird. 
 
Es wächst in China aber auch eine junge Generation
heran,  die  zum  Teil  schon  das  westliche  Ausland
gesehen  hat,  teilweise  hier  studiert  hat  und  nicht
selten  ein  anderes  China  will.  Ob  diese  Tatsache
zeitnah zu weiteren Reformen führen wird oder ob es
neue  Massenproteste  wie  1989  geben  wird,  bleibt
abzuwarten.  Für  mich  scheint  in  China  nichts
unvorstellbar  zu  sein,  nicht  einmal  die  teilweise
Einführung  von  demokratischen  Elementen  in  den
nächsten Jahren. Wichtig ist auf jeden Fall, dass „der
Westen“  mit  China nicht  nur einen Dialog aufgrund
von  Wirtschaftsinteressen  führt,  sondern  auch  die
politischen Probleme immer wieder  offen  anspricht,
ohne dabei die Chinesen allzu stark zu verprellen. Zu
Beginn der 1980er Jahre hätte auch kaum jemand im
Westen  geglaubt,  dass  China  einen  Schwenk  zur
Marktwirtschaft machen könnte, aber genau das hat

die  chinesische  Regierung  mit  Blick  auf  die
Wirtschaftskraft  von  Hongkong,  Taiwan  und  den
anderen chinesischen Ländern bzw. Gebieten getan. 

von Christopher Vogt

Beisitzer für die Jungen Liberalen im FDP
Landesvorstand  und  ehemaliger
Landesvorsitzender der Jungen Liberalen
Schleswig-Holstein
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                 Antrag auf Mitgliedschaft
      bei den Jungen Liberalen Schleswig-Holstein
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Vorname:                                                                          
Nachname:                                                                          
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E-Mail Adresse:                                                                         
Kreis:                                                                                 

Erteilung der Einzugsermächtigung für Mitgliedsbeiträge

Kontoinhaber:                                                                            
Kontonummer:                                                                         
Bankleitzahl:                                                                         
Kreditinstitut:                                                                         

Ja, ich stimme ausdrücklich zu, dass der Landesverband Schleswig-Holstein der 
Jungen Liberalen ev. V. das oben genannte Konto mit den monatlichen Mitgliedsbeiträgen 
belasten darf.
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